
Sozial  
verantwortliche  
Beschaffung, 
Wegweiser für  
den Einstieg



Impressum

Texte: Uwe Kleinert, Jens Junginger, Siegfried Strobel
Redaktion: Jens Junginger

Gestaltung: Werbeatelier Waiblinger, Tübingen 

Fotos: Fotolia, Werner Bachmeier, FIAN Deutschland, 
Benjamin Pütter/Misereor, Akademie Bad Boll,  
Matthias Kohler, Uwe Kleinert, Südwind Institut

Druckerei: Kugel Druck GmbH, Metzingen 

gedruckt auf FSC-zertifiziertem Papier 

Auflage: 1000

Gefördert durch das Bundesministerium für  
wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ)

Stand: September 2010



Inhalt

Gute Arbeit nachfragen	 4 
Politisch-sozialethische Herausforderung  
Öko-fair reicht nicht

Kriterien und Instrumente für die sozial verantwortliche Beschaffung	 8 
Kriterien für die sozial verantwortliche Beschaffung  
•	 Sozial verantwortliche Beschaffung – was ist das?	
•	 Ein Referenzrahmen: Internationale Konventionen	
•	 Konsensfähig: Die ILO-Kernarbeitsnormen	
•	 Mindeststandards für den globalen Norden? 	
•	 Mindestanforderungen an Unternehmen – ein Vorschlag	
	
Instrumente für den Nachweis sozialer Standards 	 15 
• 	 Siegel-Initiativen	
	 Fairtrade-Siegel | Blumensiegel | FSC-Siegel | GoodWeave	
•	 Multistakeholder-Initiativen	
	 Social Accountability International (SA8000) | Fair Wear Foundation | Fair Labor Foundation 	
•	 Brancheninitiativen	
	 Business Social Compliance Initiative (BSCI) | ICTI CARE-Prozess	
	
Alternativen: Bietererklärungen und zielführende Maßnahmen 	 27	
•	 Bietererklärungen	
•	 Zielführende Maßnahmen

�



�

Inhalt

Anregungen für den Einstieg in die sozial verantwortliche Beschaffung in 	 30 
Kirchengemeinden und kirchlichen Einrichtungen 
Ökologisch, öko-fair, öko-sozial: Initiativen für Nachhaltigkeit in der Kirche	
•	 Der Grüne Gockel	
•	 Zukunft einkaufen  – Glaubwürdig wirtschaften in Kirchen	
•	 EMASplus	

Schritt für Schritt zu öko-sozialer Beschaffung	 37 
•	 Auch der längste Weg beginnt mit dem ersten Schritt	
•	 Instrumente: Mit dem Machbaren beginnen	
•	 Der Einstieg: Produkt- und branchenspezifische Empfehlungen	
•	 Die weiteren Schritte: Bietererklärungen, Vertragsklauseln, Beschaffungsordnungen	

Mehr Information	 48 
Lesehinweise 
Links



Editorial

Schon in der Bibel hat die menschliche Arbeit einen 
hohen Stellenwert. Da wird die Vision beschrieben: 
„dass ein Mensch fröhlich sei in seiner Arbeit“, sich 
nähren kann „von der Hände Arbeit“, Wertschätzung 
erfährt und „seines Lohnes wert“ ist. Das klingt in 
der Tat zu schön um wahr zu sein. Aber auch darum 
weiß die Bibel: Die Wirklichkeit sieht oft anders aus. 
Vor allem, wenn man die Arbeitsbedingungen in 
Ländern des Südens betrachtet. Aber auch bei uns 
wächst die Zahl der prekären Arbeitsplätze deutlich. 
Realistisch betrachtet ist „Arbeit“ oft schweiß- und 
nervenaufreibend, belastend, stressig, konfliktreich, 
mitunter entwürdigend, ausbeuterisch und oft nicht 
auskömmlich fürs Leben. 
Teppichknüpfer, Blumenpflückerinnen, Näherinnen, 
Bergleute beim Abbau von Coltan, die Aufzählung 
ließe sich fortsetzen. An manchen Produkten aus 
Ländern des Südens klebt richtig Blut. Viele Arbeits-
bedingungen sind zutiefst unmenschlich. Nicht nur 
anderswo, sondern immer mehr auch mitten unter 
uns, in Europa und im eigenen Land. 

Die weit verbreiteten Parolen: „Billig ist besser“ und 
„Geiz ist geil“, haben sich folgenschwer in den Köpfen 
festgesetzt und mit dazu beigetragen, dass die Arbeit 
von Menschen immer weniger geachtet und wertge-
schätzt wird. Davon profitieren nicht nur Unterneh-
men, die höhere Gewinne einfahren können, sondern 

Jens Junginger
Vorsitzender des Kirchlichen 
Dienstes in der Arbeitswelt  
in der Evangelischen Landes-
kirche in Württemberg

auch wir, die Verbraucher die Waren billig kaufen und 
Dienstleistungen unter Wert in Anspruch nehmen 
können. Nicht umsonst hat der Niedriglohnbereich die 
größten Wachstumsraten in unserer Volkswirtschaft. 
Was können wir tun damit gute Arbeit von Menschen 
gefördert wird? 

Ein Weg dazu ist, mit unserem Einkaufsverhalten „gute“ 
Arbeit nachzufragen. Bei der Vergabe von Aufträgen 
und der Inanspruchnahme von Dienstleistungen.
 
Wir sind alle gefragt. Aber gerade Institutionen, wie 
Kirchen, Behörden und Verbände sind im Besonderen 
dazu aufgefordert. Sie müssen verantwortlich han-
deln und den echten „Gesamtpreis“ errechnen, aus 
dem Preis für die Ware und dem ökologischen und 
sozialen Tribut.

Die vorlegende Orientierungshilfe will Institutionen 
wie den Kirchen und der Diakonie als Wegweiser die-
nen, um in eine sozial verantwortliche Beschaffung 
und Auftragsvergabe einsteigen zu können. 

Das Ziel ist: Durch ein bewusstes ethisches Ein-
kaufsverhalten gute Arbeit und menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen zu fördern.

Reutlingen/Karlsruhe                             September 2010

Siegfried Strobel
Akademiedirektor und Leiter 
des Kirchlichen Dienstes in der 
Arbeitswelt in der Evangeli-
schen Landeskirche in Baden

�



�

„Ich hatte erhebliche Schwierigkeiten, um bei der 
Vergabe von Aufträgen für unseren Erweiterungsbau 
sicher zu stellen, dass nicht nachher Leute zu Hun-
gerlöhnen auf der Baustelle arbeiten. Ich hatte keine 
Handhabe, wie ich da als Auftraggeber Einfluss hätte 
nehmen können. Da hat man als Bauherr und Auftrag-
geber kein gutes Gefühl.“

Politisch-sozialethische Herausforderung
Der Verwaltungsleiter einer kirchlichen Schule in 
Baden-Württemberg beschreibt hiermit eine Pro-
blemlage und einen Bedarf nach Hilfestellung. Arm 
trotz Arbeit, Niedriglöhne und die Verwehrung der 
Inanspruchnahme des Rechts auf eine Interessens-
vertretung der Arbeitnehmer/innen haben deutlich 
zugenommen. 
„Im gesamten Dienstleistungsbereich können wir 
mittlerweile davon ausgehen, dass bei den Beschäf-
tigten, die für uns Kunden sichtbar sind, der Lohn für 
ein anständiges Leben nicht mehr reicht“. 
(Leni Breymeier, Vorsitzende der Gewerkschaft ver.di 
im Bezirk Baden-Württemberg) 
Arm trotz Arbeit und prekäre Beschäftigung sind dank 
des Ausbaus des Niedriglohnsektors ein Tatbestand.
Wir benötigen also nicht nur für den Einkauf von 
Waren aus dem Süden, sondern auch für die Auf-
tragsvergabe im Nahbereich ein Instrumentarium, 
mit dem auf die Einhaltung sozialer Mindeststan-
dards zumindest hingewirkt werden kann. Ganz 
besonders bei den Kirchen müssen soziale Kriterien in 
die entsprechenden Vergabeordnungen eingearbeitet 
werden und Instrumente an die Hand gegeben wer-
den, mit denen die Einhaltung erfragt bzw. gefördert 
werden kann. Dies schulden wir der eigenen Glaub-

Gute Arbeit nachfragenJens Junginger
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„In dem Maße, in dem Konsumenten Güter und Dienstleistungen nachfragen, bei  
deren Produktion soziale und ökologische Kriterien erfüllt worden sind, die über  
gesetzliche Vorgaben hinausgehen, können die Unternehmen zur Übernahme von 
mehr gesellschaftlicher Verantwortung veranlasst werden.“ 
(EKD-Denkschrift „Unternehmerisches Handeln in evangelischer Perspektive“, 2008)

würdigkeit und der Verantwortung zur Solidarität mit 
den arbeitenden Menschen. 

Existenzsicherung und die Anerkennung geleisteter, 
menschlicher Arbeit gehören gemäß einer christlichen 
Sozialethik zu den fundamentalen sozialrechtlichen 
Rahmenbedingungen einer gerechten Gesellschaft. 
Das Phänomen der „working poor“ beschreibt die 
sich ausweitende Tatsache, dass Erwerbstätige ange-
sichts eines minimalen Lohns eine gesellschaftliche 
Teilhabe nicht möglich ist. Dies verdient angesichts 
zunehmenden Drucks auf die Löhne auch in kirch-
lichen Institutionen verstärkter Aufmerksamkeit. „Ein 
Niedriglohnsektor darf kein Bereich werden, in dem 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch eine sich 
stets nach unten bewegende Lohnspirale ausgebeu-
tet werden“, betont die EKD-Denkschrift „Gerechte 
Teilhabe“(2006). 

„Die Kirchen sind als Arbeitgeber, Eigentümer von 
Geld- und Grundvermögen, Bauherr oder Betreiber 
von Einrichtungen und Häusern auch wirtschaftlich 
Handelnde. Sie können nicht Maßstäbe des wirt-
schaftlichen Handelns formulieren und öffentlich 
vertreten, ohne sie auch an sich selbst und das eigene 
wirtschaftliche Handeln anzulegen.“ So heißt es im 
Gemeinsamen Wort zur wirtschaftlichen und sozi-

alen Lage in Deutschland (1997). Die Beschäftigten 
gerade in den Dienstleistungsbranchen sind verstärkt 
auf das ethische Engagement der Verbraucher/innen 
angewiesen, mit dem sie auf die gesellschaftliche 
Verantwortung von Unternehmen und auf die Einhal-
tung von rechtlichen Mindeststandards zu Gunsten 
guter Arbeit und menschlicher Arbeitsbedingungen 
hinwirken können.

Ethische Konsumentenverantwortung als „Politik mit 
dem Einkaufskorb“ ist seit den 1970er Jahren tief in 
der Tradition der kirchlichen Solidaritätsarbeit im 
Engagement für Frieden, Gerechtigkeit und  Bewah-
rung der Schöpfung verankert.

Eine sozial verantwortliche Auftragsvergabe durch 
die Kirchen bzw. kirchlichen Einrichtungen schließt 
mit ein, dass die Augen vor der Wahrnehmung der 
Arbeitsverhältnisse in der eigenen Institution nicht 
verschlossen werden. 
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Mithilfe des Wegweisers lässt sich eine Bestandsauf-
nahme über die Beschäftigungsverhältnisse innerhalb 
von Kirche und Diakonie einleiten.
Um der Glaubwürdigkeit willen gegenüber den eigenen 
sozialethischen Ansprüchen, den Auftragnehmern und 
der Gesellschaft gälte es hier die Zunahme der pre-
kären Beschäftigung und das Abgleiten in den Nied-
riglohnbereich ernsthaft zu evaluieren.

Die Chance eines ehrlichen und konstruktiven Dis-
kurses sollte genutzt werden.

Öko-fair reicht nicht
Zwischen 1995 und 2007 hat der Niedriglohnsektor 
in Deutschland um knapp 50 % zugenommen. Damit 
erklärt sich auch ein Teil des so genannten „Jobwun-
ders“. Beinahe jeder vierte verdient weniger als zwei 
Drittel des Medianeinkommens. Der Einzelhandel ist 
mit 1 ,2 Millionen Niedriglohnbeschäftigten inzwi-
schen die größte Niedriglohnbranche in Deutsch-
land. Rund 3 00.000 der im Einzelhandel Beschäf-
tigten arbeiten sogar für einen Bruttostundenlohn 
von weniger als 5 Euro. Der gesamte Bereich der so 
genannten atypischen Beschäftigung ist um 53  % 
gewachsen. Leiharbeiter erhalten bis zu einem Viertel 

weniger Gehalt. So haben zwischen 2000 und 2007 
die zehn Prozent erwerbstätiger Menschen mit den 
niedrigsten Einkünften zehn Prozent ihres Realein-
kommens verloren. 

Tarifflucht, Umgehung und Nicht-Einhaltung von 
rechtlichen und ethischen Mindeststandards haben 
die Lage der Arbeitnehmer/innen in Deutschland in 
einem Maße verschlechtert, wie man es für die Sozi-
ale Marktwirtschaft nicht für möglich gehalten hätte. 
Lag die Bezahlung nach Tariflohn 1998 noch bei 76 %,	
so lag sie 2007 nur noch bei 63 % (West). Im Osten 
ist sie von 63 % auf 54 % zurückgegangen. 

Diese Entwicklungen im Bereich der Arbeitswelt im 
eigenen Land werden erst langsam bewusst. Zugleich 
wird erkennbar, dass Wohlstand und Freiheit keines-
wegs automatisch zu besseren Arbeitsverhältnissen 
führen. Die Zivilgesellschaft ist gefragt und her-
ausgefordert aktiv mitzuwirken, damit soziale und 
arbeitsrechtliche Mindeststandards (wieder) einge-
halten werden. Kunden, Verbraucher, Konsumenten 
können etwas bewirken, vor allem die institutionellen 
und öffentlichen Großkunden, Kommunen und die 
Kirchen. Mit einem Auftragsvolumen von 360 Mrd. € 	
verfügen Bund, Länder und Kommunen über eine 
erhebliche Einkaufsmacht. Der Umsatz, den die bei-

Gute Arbeit nachfragen



den Kirchen bei der Beschaffung machen, liegt nach 
Schätzungen bei 60 Mrd. € jährlich. Das sind enorme 
Potentiale. Die Kirchen können und müssen mit all 
ihren Einrichtungen ihre Marktmacht einsetzen. Eine 
mit der Auftragsvergabe verbundene Nachfrage nach 
der Einhaltung von sozialen Mindeststandards kann 
eine Veränderung und einen Schub für mehr gute 
Arbeit auslösen. Konsumentenkampagnen können 
die Verhandlungsmacht zugunsten der Beschäftigten 
und die Schaffung von guter und menschenwürdiger 
Arbeit stärken.

In Deutschland stellt die zivilgesellschaftliche ethische 
Verantwortung für die Verbesserung von Arbeitsbe-
dingungen im eigenen Land noch eine relativ neue 
Herausforderung dar. Im Bereich des öko-fairen Han-
dels ist eine gewisse Sensibilität vorhanden, aber auch 
noch steigerungsfähig. Der Anteil der Ausgaben, die 
die Bundesbürger für fair gehandelte Produkte ausge-
ben, ist mit 2,60 € pro Kopf und Jahr im Vergleich zu 
anderen Ländern (Österreich 7,80 €, Großbritannien 
12,00 €, Schweiz 22,00 €) noch recht bescheiden. Im 
Blick auf die Kundenverantwortung für die Einhaltung 
von sozialen und arbeitsrechtlichen Mindeststandards 
im lokalen und regionalen Nahbereich betreten wir mit 
diesem Wegweiser für die Kirchen Neuland. 

Auf kommunaler und staatlicher Ebene sind erste ent-
sprechende Initiativen in Gang gekommen und werden 
bereits umgesetzt. Den Richtlinien und Verordnungen 
gemäß wird bei der globalen Auftragsvergabe sowohl 
auf die Zulieferkette als auch auf die Arbeitsbedin-
gungen im Nahbereich geachtet. Zwölf EUROCITIES-
Mitgliedsstädte (Paris, Stockholm, Sevilla, Hauptstadt-
region Brüssel, Lyon, Nantes, Bilbao, Bonn, Wien, Bar-
celona, Lille und Oslo) haben sich bereit erklärt, soziale 
und ökologische Kriterien in ihr Beschaffungswesen zu 
integrieren. Im Bremischen Tariftreue- und Vergabe-
gesetz vom 24.11.2009 sind die Fragen der sozialen 
Nachhaltigkeit im Beschaffungswesen so geregelt, 
dass etwa die Einhaltung der Tariftreue ein wichtiges 
Kriterium bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
ist, gemäß der Devise: Gute Arbeit fördern durch sozial 
verantwortliche Auftragsvergabe.
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Kriterien für die sozial verantwortliche  
Beschaffung
Sozial verantwortliche Beschaffung – was ist das?
Viele Verbraucher/innen haben erkannt, dass sie die 
Welt mit ihrem Einkauf mitgestalten – und es wer-
den immer mehr. Sie sehen, dass es einen Zusammen-
hang gibt zwischen unserem Konsumverhalten und 
der fortschreitenden Zerstörung der Umwelt oder 
der verbreiteten Ausbeutung von Arbeitskräften. Sie 
möchten ihren Teil der Verantwortung übernehmen 
und durch ihre Kaufentscheidungen dazu beitragen, 
dass die Umwelt geschützt und die Rechte von Men-
schen geachtet werden.

Was beim privaten Einkauf möglich ist, lässt sich 
grundsätzlich auch auf Institutionen übertragen, 
also Städte und Gemeinden, Firmen, Organisationen 
und Verbände – und natürlich auf die Kirchen, Kir-
chengemeinden und kirchliche Einrichtungen. Auch 
sie können bei ihrer Beschaffung ethische, ökolo-
gische und soziale Aspekte berücksichtigen und 
damit für Umweltschutz, Menschen- und Arbeit-
nehmerrechte eintreten. Dabei spielt es keine Rolle, 
ob es um Produkte geht, um Baumaßnahmen oder 
Dienstleitungen. Wegen ihrer Nachfragemacht geht 

Kriterien und Instrumente

von den Entscheidungen solcher Institutionen eine 
noch deutlichere Signalwirkung aus als vom privaten 
Einkauf, insbesondere wenn sie ihre Beschaffungs-
grundsätze öffentlich machen.

Gemessen an den Umweltaspekten, also etwa der 
Entscheidung für verbrauchsarme Geräte oder rege-
nerative Energien, sind soziale Gesichtspunkte in der 
Diskussion um verantwortliche Beschaffung bisher 
kaum von Bedeutung. Das mag daran liegen, dass 
sie in der Regel nicht mit einem unmittelbaren Nut-
zungsvorteil verbunden sind. Aber es spielt sicher 
auch eine Rolle, dass sie schwerer fassbar sind und 
es keine allgemeingültige Definition dessen gibt, was 
soziale Verantwortlichkeit eigentlich meint. Deshalb 
geht es hier zunächst nur um die sozialen Aspekte 
der Beschaffung – auch wenn sie in der Beschaf-
fungspraxis nicht von den ökologischen Aspekten zu 
trennen sind.

Sozial verantwortliche Beschaffung soll dazu bei-
tragen, menschenwürdige Arbeitsbedingungen zu 
sichern, die Rechte von Beschäftigten zu stärken 

Uwe Kleinert
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Kriterien und Instrumente

und die sozialen Sicherungssysteme zu stabilisieren. 
Deshalb werden entweder diejenigen Produkte und 
Dienstleistungen bevorzugt, bei deren Herstellung 
bzw. Erbringung bestimmte soziale Kriterien berück-
sichtigt werden, oder es werden diejenigen Unter-
nehmen bevorzugt, die bei der Herstellung ihrer Pro-
dukte und bei der Erbringung ihrer Dienstleistungen 
bestimmte soziale Kriterien berücksichtigen. 

Ein Referenzrahmen: Internationale Konventionen
Von besonderem Gewicht sind soziale Rechte, wenn 
sie in internationalen Konventionen verankert sind. 
Das sind völkerrechtliche Verträge zwischen mehre-
ren Staaten. Auch wenn sie in erster Linie an Regie-
rungen gerichtet sind, können aus ihnen doch auch 
Anforderungen an Unternehmen abgeleitet werden. 

In der Präambel der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte von 1948 heißt es sogar ausdrück-
lich, dass sie sich nicht nur an Staaten und ihre 
Regierungen, sondern an „jede[n] einzelne[n] und 
alle Organe der Gesellschaft“ wendet. Die Erklärung 
verbietet Sklaverei und Leibeigenschaft, Folter und 
grausame oder erniedrigende Behandlung; sie betont 
die Gleichheit vor dem Gesetz, den Schutz vor unglei-
cher Behandlung sowie die Rechte auf Versamm-
lungs- und Vereinigungsfreiheit, angemessene und 

befriedigende Arbeitsbedingungen, gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit, existenzsichernde Entlohnung, Grün-
dung und Beitritt zu Berufsvereinigungen sowie eine 
vernünftige Begrenzung der Arbeitszeit und bezahl-
ten Urlaub.

Der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte, der 1966 von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen einstimmig ver-
abschiedet wurde und 1976 in Kraft trat, beinhaltet 
ebenfalls die Rechte auf frei gewählte und angenom-
mene Arbeit, gleiche Entlohnung von Mann und Frau, 
sichere und gesunde Arbeitsbedingungen, Begren-
zung der Arbeitszeit, angemessenen Lebensunterhalt 
für die Familie, freie Betätigung von Gewerkschaften 
und den Schutz vor Ausbeutung von Kindern und 
Jugendlichen.

Auch der ebenfalls 1966 verabschiedete und 1976 in 
Kraft getretene Internationale Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte wendet sich gegen Diskrimi-
nierung, unmenschliche und erniedrigende Behand-
lung, Sklaverei, Zwangs- und Pflichtarbeit und tritt 
für das Recht auf friedliche Versammlung ein sowie 
für das Recht sich zusammenzuschließen, Gewerk-
schaften zu bilden und ihnen beizutreten.
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Konsensfähig: Die ILO-Kernarbeitsnormen
Die Internationale Arbeitsorganisation (Internatio-
nal Labour Organization, ILO) ist eine 1919 gegrün-
dete Sonderorganisation der Vereinten Nationen. 
Schwerpunkte ihrer Arbeit sind die Formulierung 
und Durchsetzung internationaler Arbeitsnormen, 
die soziale und faire Gestaltung der Globalisierung 
und die Schaffung menschenwürdiger Arbeit als einer 
zentralen Voraussetzung für die Armutsbekämpfung. 
Als einzige UN-Organisation verfügt die ILO über eine 
dreigliedrige Struktur: Die 183 Mitgliedsstaaten sind 
durch Repräsentanten sowohl von Regierungen, als 
auch von Arbeitnehmern und Arbeitgebern in den 
Organen der ILO vertreten.

Selbstverständnis und Handeln der ILO werden durch 
vier Grundprinzipien bestimmt, die in acht Überein-
kommen niedergelegt sind. Diese so genannten Kern-
arbeitsnormen wurden im Juni 1998 politisch deutlich 
aufgewertet, als auf der 86. Tagung der Internationa-
len Arbeitskonferenz die „Erklärung über die grund-
legenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit“ ohne 
Gegenstimme angenommen wurde. Damit bekennen 
sich alle Mitgliedstaaten der Organisation ausdrück-
lich zu den Kernarbeitsnormen, die – unabhängig 
davon, ob sie von einem Staat ratifiziert wurden oder 
nicht – für alle Mitgliedsstaaten verbindlich sind.

Die Grundprinzipien der ILO

•	 Vereinigungsfreiheit und Recht auf Kollektiv- 
	 verhandlungen 

•	 Beseitigung der Zwangsarbeit 

•	 Abschaffung der Kinderarbeit 

•	 Verbot der Diskriminierung in Beschäftigung  
	 und Beruf

Die Kernarbeitsnormen der ILO

•	 Übereinkommen 87 - Vereinigungsfreiheit und 
	 Schutz des Vereinigungsrechtes, 1948

•	 Übereinkommen 98 - Vereinigungsrecht und Recht 
	 zu Kollektivverhandlungen, 1949

•	 Übereinkommen 29 - Zwangsarbeit, 1930

•	 Übereinkommen 105 - Abschaffung der  
	 Zwangsarbeit, 1957

•	 Übereinkommen 138 - Mindestalter, 1973

•	 Übereinkommen 182 - Verbot und unverzügliche	
	 Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten  
	 Formen der Kinderarbeit, 1999

•	 Übereinkommen 100 - Gleichheit des Entgelts, 
	 1951

•	 Übereinkommen 111 - Diskriminierung  
	 (Beschäftigung und Beruf), 1958

Kriterien und Instrumente



Kriterien und Instrumente

Die Kernarbeitsnormen sind in zahlreiche Regelwerke 
für Unternehmensverantwortung eingeflossen, etwa 
die Leitsätze für Multinationale Unternehmen der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) oder den Global Compact 
der Vereinten Nationen, und sie bilden inzwischen 
den Referenzrahmen für alle ernst zu nehmenden Ini-
tiativen zur Durchsetzung sozialer Mindeststandards. 
Insgesamt stellen die Kernarbeitsnormen also einen 
Minimalkatalog sozialer Rechte dar, der allerdings im 
Wesentlichen auf das Verhalten von Unternehmen im 
globalen Süden angewendet wird. 

Jenseits dieses Minimalkataloges nimmt die Über-
einstimmung deutlich ab. Allenfalls die ILO-Konven-
tionen 155  über das Recht auf Gesundheitsschutz 
und sichere Arbeitsbedingungen sowie 183 über die 
Gewährleistung des Mutterschutzes können als weit-
gehend akzeptiert gelten. Deutlich weniger breite 
Zustimmung, vor allem bei den Unternehmen, finden 
etwa die von Gewerkschaften und Arbeitsrechtsor-
ganisationen unter Hinweis auf die ILO-Konventionen 
1 und 131 erhobenen Forderungen nach existenzsi-
chernden Löhnen und einer Begrenzung der Arbeits-
zeit auf acht Stunden täglich und achtundvierzig 
Stunden wöchentlich.

Mindeststandards für den globalen Norden? 
Noch weit weniger Einvernehmen besteht hinsichtlich 
eines Kataloges sozialer Mindeststandards hierzulan-
de. Zwar gibt es eine Reihe von Kriterienkatalogen als 
Grundlage für die Beurteilung der Qualität von Arbeit 
oder für sozial-ökologische Unternehmensbewer-
tungen. Sie bieten aber in der Regel keine Handha-
be für die Ableitung von Mindeststandards, sondern 
zielen eher auf vorbildliche Unternehmensführung 
(„Best Practice“).

Die oben angesprochenen internationalen Konven-
tionen und Regelwerke beanspruchen zwar grund-
sätzlich sowohl in den Entwicklungs- und Schwel-
lenländern als auch in den reichen Industrieländern 
Gültigkeit. Wenn es um die gesellschaftliche Verant-
wortung von Unternehmen geht, werden sie aller-
dings vor allem auf die Länder des globalen Südens 
bezogen. Dort erscheint der Problemdruck größer als 
in den Industrieländern. Dort sind die Regierungen 
verbreitet weniger in der Lage oder willens, diesen 
Standards Geltung zu verschaffen. Dort schließlich 
fehlt es häufig an Gewerkschaften, die den Arbeitge-
bern Paroli bieten könnten. 

Doch auch im globalen Norden wächst der Pro-
blemdruck, schrumpft der Gestaltungsspielraum des 
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Staates, verlieren soziale Standards und die Rechte 
von Arbeitnehmer/innen an Akzeptanz und geraten 
Gewerkschaften in die Defensive. Auch hier muss es 
angesichts zunehmender informeller und prekärer 
Beschäftigung und einer wachsenden Zahl arbeiten-
der Armer wieder um Mindeststandards gehen, ganz 
abgesehen davon, dass etwa das Recht auf gleichen 
Lohn für gleiche Arbeit  oder das Recht auf Schutz 
vor Diskriminierung längst nicht gewährleistet ist.

Sowohl zivilgesellschaftliche Initiativen – etwa CorA, 
ein Netzwerk für Unternehmensverantwortung, 
in dem über 4 0 Menschenrechtsorganisationen, 
Gewerkschaften, kirchliche und entwicklungspoli-
tische Organisationen, Verbraucher- und Umweltver-
bände zusammenarbeiten – als auch eine wachsende 
Zahl von Vergabegesetzen auf Landesebene fordern 
deshalb erstens die Einhaltung der ortsüblichen, 
tarifvertraglich ausgehandelten Lohn- und Arbeits-
bedingungen („Tariftreue“) und zweitens die Zahlung 
von Mindestlöhnen in den Bereichen, wo Tarifverträ-
ge keine auskömmlichen Löhne vorsehen.  Angesichts 
der rapiden Zunahme prekärer Beschäftigung sollte 
zusätzlich in Betracht gezogen werden, ob und in 
welchem Maß ein Unternehmen die mit einem regu-
lären Beschäftigungsverhältnis verbundenen Pflich-
ten, etwa die Sozialversicherungspflicht, anerkennt.

Kriterien und Instrumente

Auszug aus dem Bremischen Gesetz zur Sicherung 
von Tariftreue, Sozialstandards und Wettbewerb bei 
öffentlicher Auftragsvergabe (Tariftreue- und Verga-
begesetz) vom 24. November 2009

§ 1 Zweck
Dieses Gesetz regelt die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen und wirkt Verzerrungen im Wettbewerb um 
öffentliche Aufträge entgegen, die durch den Einsatz 
von Niedriglohnkräften entstehen.

§ 9 Mindestlohn
(1) Öffentliche Aufträge werden nur an solche Un-
ternehmen vergeben, die sich bei der Angebotsabgabe 
schriftlich verpflichten, ihren Beschäftigten, abgese-
hen von Auszubildenden, bei der Ausführung der Lei-
stung ein Entgelt von mindestens 7,50 Euro (brutto) 
pro Stunde zu bezahlen.

(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert die Erklärung 
nach Absatz 1 nicht, wenn der Auftrag für Wirt-
schaftsteilnehmer aus anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union von Bedeutung ist. Satz 1 gilt 
nicht für die Vergabe von Dienstleistungen im Bereich 
des öffentlichen Personennahverkehrs auf Straße und 
Schiene.



§ 10 Tariftreueerklärung
(1) Öffentliche Aufträge für Dienstleistungen im Be-
reich des öffentlichen Personennahverkehrs auf Straße 
und Schiene werden nur an Unternehmen vergeben, die 
sich bei der Angebotsabgabe schriftlich verpflichten, 
ihren Beschäftigten bei der Ausführung der Leistungen 
mindestens das am Ort der Ausführung tarifvertraglich 
vorgesehene Entgelt, einschließlich der Überstunden-
zuschläge, zum tarifvertraglich vorgesehenen Zeitpunkt 
zu bezahlen. In den Ausschreibungsunterlagen ist der 
maßgebliche Tarifvertrag anzugeben.

(2) Gelten am Ort der Leistung mehrere Tarifverträge 
für dieselbe Leistung, so hat der öffentliche Auftragge-
ber einen repräsentativen Tarifvertrag zugrunde zu le-
gen, der mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbart 
wurde. Haustarifverträge sind hiervon ausgenommen. 
Der Senat bestimmt durch Rechtsverordnung, in wel-
chem Verfahren festgestellt wird, welche Tarifverträge 
als repräsentativ im Sinne der Sätze 1 und 2 anzusehen 
sind. Die Rechtsverordnung kann auch die Vorberei-
tung der Entscheidung durch einen Beirat vorsehen; sie 
regelt in diesem Fall auch die Zusammensetzung des 
Beirats.

(3) Gelten für eine Leistung mehrere Tarifverträge (ge-
mischte Leistungen), ist der Tarifvertrag maßgeblich, in 
dem der überwiegende Teil der Leistung liegt.

§ 11 Tarifverträge nach dem Arbeitnehmer-Entsende-
gesetz
Für Bauleistungen und andere Dienstleistungen, die 
das Arbeitnehmer-Entsendegesetz vom 20. April 2009 
(BGBl. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung 
erfasst, dürfen Aufträge nur an solche Unternehmen 
vergeben werden, die sich bei der Angebotsabgabe 
schriftlich verpflichtet haben, ihren Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern bei der Ausführung dieser 
Leistungen ein Entgelt zu zahlen, das in Höhe und 
Modalitäten mindestens den Vorgaben desjenigen Ta-
rifvertrages entspricht, an den das Unternehmen auf-
grund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden 
ist. Satz 1 gilt entsprechend für andere gesetzliche 
Bestimmungen über Mindestentgelte.

§ 12 Günstigkeitsklausel
Erfüllt die Vergabe eines öffentlichen Auftrages die 
Voraussetzungen mehr als nur eine der in § 9 bis § 11 
getroffenen Regelungen, so ist die für die Beschäftig-
ten jeweils günstigste Regelung maßgeblich.

§ 13 Nachunternehmerklausel
Der öffentliche Auftraggeber verpflichtet die Bieter, 
bei Abgabe der Angebote anzugeben, welche Leistun-
gen an Nachunternehmer vergeben werden sollen. Der 
öffentliche Auftraggeber verpflichtet den Auftrag-
nehmer, mit den Nachunternehmern zu vereinbaren, 
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Kriterien und Instrumente

dass diese die für den Auftragnehmer nach § 9 Absatz 
1, § 10 Absatz 1, § 11 und § 12 geltenden Pflichten 
im Rahmen der Nachunternehmerleistung erfüllen. Der 
öffentliche Auftraggeber vereinbart mit dem Auftrag-
nehmer, dass dieser die Einhaltung dieser Verpflichtung 
durch den Nachunternehmer überwacht.

§ 18 Berücksichtigung sozialer und weiterer Kriterien
(1) Für die Auftragsausführung können zusätzliche 
Anforderungen an Auftragnehmer gestellt werden, die 
insbesondere soziale, umweltbezogene und innovative 
Aspekte betreffen, wenn sie im sachlichen Zusammen-
hang mit dem Auftragsgegenstand stehen und sich aus 
der Leistungsbeschreibung ergeben. Bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge über Lieferleistungen können die-
se Anforderungen an den Herstellungsprozess gestellt 
werden.

(2) Bei der Vergabe von Bau-, Liefer- oder Dienst-
leistungen ist darauf hinzuwirken, dass keine Waren 
Gegenstand der Leistung sind, die unter Missachtung 
der in den Kernarbeitsnormen der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) festgelegten Mindeststandards 
gewonnen oder hergestellt worden sind. Diese Mindest-
standards ergeben sich aus: 
[Es folgt eine Liste der Kernarbeitsnormen der ILO mit 
Verweis auf ihre jeweilige Veröffentlichung im Bundes-
gesetzblatt]

Der Senat bestimmt durch Rechtsverordnung den Min-
destinhalt der vertraglichen Regelungen nach Satz 1, 
insbesondere die Einbeziehung von Produktgruppen 
oder Herstellungsverfahren. Die Rechtsverordnung trifft 
Vorgaben zu Zertifizierungen und Nachweisen sowie zur 
Ausgestaltung von Kontrollen und von Sanktionen bei 
der Nichteinhaltung der vertraglichen Regelungen.

(3) Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge über Bau- 
und Dienstleistungen erhält bei wirtschaftlich gleich-
wertigen Angeboten derjenige Bieter den Zuschlag, der 
die Pflicht zur Beschäftigung schwerbehinderter Men-
schen nach § 71 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
erfüllt sowie Ausbildungsplätze bereitstellt, sich an ta-
riflichen Umlageverfahren zur Sicherung der beruflichen 
Erstausbildung oder an Ausbildungsverbünden beteiligt. 
Gleiches gilt für Bieter, die die Chancengleichheit von 
Frauen und Männern im Beruf fördern. Ausbildungs-
plätze nach Satz 1 sind Beschäftigungsverhältnisse, die 
mit dem Ziel geschlossen werden, den Auszubildenden 
den Abschluss einer Berufsausbildung zu ermöglichen.
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Mindestanforderungen an Unternehmen –  
ein Vorschlag
•	 Achtung der Vereinigungsfreiheit und effektive  
	 Anerkennung des Rechts zu Kollektiv- 
	 verhandlungen (ILO-Übereinkommen 87 und 98) 
•	 Recht auf eine Arbeitnehmervertretung  
	 (ILO-Übereinkommen 135);
•	 keine Zwangs- oder Pflichtarbeit  
	 (ILO-Übereinkommen 29 und 105);
•	 keine Kinderarbeit (ILO-Übereinkommen 138  
	 und 182);
•	 keine Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 
	 (ILO-Übereinkommen 100 und 111);
•	 Einhaltung der tarifvertraglich ausgehandelten 
	 Löhne und Arbeitsbedingungen (Tariftreue) sowie 
	 Zahlung von gesetzlichen Mindestlöhnen bzw.  
	 existenzsichernden Löhnen (ILO-Übereinkommen  
	 1 und 131);
•	 Anerkennung der mit einem regulären Beschäfti-	
	 gungsverhältnis verbundenen Pflichten  
	 (z. B. Sozialversicherungspflicht);
•	 Anerkennung des Rechts auf Gesundheitsschutz 
	 und sichere Arbeitsbedingungen  
	 (ILO-Übereinkommen 155);
•	 Gewährleistung des Mutterschutzes  
	 (ILO-Übereinkommen 183).

Im Rahmen der sozial verantwortlichen Beschaffung 
ist es nicht damit getan, einen möglichst anspruchs-
vollen Kriterienkatalog zu beschließen. Es macht ja 
keinen Sinn, etwas zu fordern, was nicht überprüft 
werden kann. Auch für einen Auftragnehmer wäre es 
riskant, etwas zuzusichern, was er nicht tatsächlich 
gewährleisten kann. An der Herstellung vieler Pro-
dukte sind nicht nur ein, sondern in der Regel meh-
rere Unternehmen beteiligt, zum Teil ist die Herkunft 
eines Produktes wegen zahlreicher Zwischenhändler 
nur schwer ermittelbar, und der Trend zu immer kom-
plexeren Lieferketten hält an. 

Geeignete Instrumente, um die Einhaltung sozialer 
Mindeststandards nachzuweisen, sind entsprechende 
Gütesiegel und die Beteiligung an glaubwürdigen 
Multistakeholder-Initiativen. Das sind Standardiniti-
ativen, an denen alle relevanten Akteure, also auch 
Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisati-
onen, beteiligt sind. Nicht unumstritten, aber unter 
Umständen ebenfalls tauglich und nutzbar, sind Initi-

Instrumente für den 
Nachweis sozialer  
Standards  
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Kriterien und Instrumente

ativen, mit denen Unternehmensverbände oder meh-
rere Unternehmen auf Branchenebene die Einhaltung 
menschenwürdiger Arbeitsbedingungen in Entwick-
lungs- und Schwellenländern erreichen wollen. 

Die folgende Übersicht erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit, sondern will lediglich beispielhaft 
einige ausgewählte Initiativen vorstellen.  

Siegel-Initiativen
Sozialsiegel-Initiativen dokumentieren die Einhaltung 
sozialer Standards durch eine Produktkennzeichnung. 
Auch Öko-Siegel berücksichtigen zunehmend soziale 
Kriterien (und umgekehrt). Siegel-Initiativen wenden 
sich direkt an die Verbraucher/innen und sind insofern 
unmittelbar auf Handlungsansätze wie den kritischen 
Konsum oder die verantwortliche Beschaffung zuge-
schnitten. Leider gibt es Siegel-Initiativen erst für 
eine recht überschaubare Gruppe von Produkten. 
Glaubwürdig sind solche Produktkennzeichnungen 
nur, wenn ein insbesondere von den Herstellern 
unabhängiges Gremium über die Vergabe entschei-
det und die Initiative von verschiedenen gesellschaft-
lichen Akteuren getragen wird. Am bekanntesten ist 
sicherlich das Fairtrade-Siegel für Waren aus Fairem 
Handel. Daneben gibt es das Blumensiegel des Flower 
Label Program, das FSC-Siegel für nachhaltige Wald-

bewirtschaftung und das Warenzeichen GoodWeave 
für Teppiche ohne ausbeuterische Kinderarbeit.

Eine Übersicht über mehr als 400 Label und Manage-
ment-Standards – mit Produktkategorien, Vergabe-
kriterien und -verfahren, Bewertung, Note und Kon-
taktdaten – bietet die Verbraucher Initiative in ihrer 
Online-Datenbank unter www.label-online.de.

Das Fairtrade-Siegel, das es unter anderem für ver-
schiedene Lebensmittel, Blumen und Sportbälle gibt, 
wird für Waren aus Fairem Handel mit Produzenten im 
globalen Süden vergeben. Der Faire Handel unterstützt 
vor allem menschenwürdige Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen für die unmittelbaren Produzenten, aber 
auch eine umweltverträgliche Produktion. 

In Deutschland wird das Siegel von TransFair vergeben, 
einem gemeinnützigen Verein, der von verschiedenen 
gesellschaftlichen Akteuren aus Entwicklungspolitik, 
Kirche und Verbraucherschutz getragen wird. Trans-
Fair ist Mitglied von Fairtrade Labelling Organizations 
International (FLO). FLO ist für die Erarbeitung der 
Kriterien des Fairen Handels verantwortlich. In einem 
Lizenzvertrag mit TransFair, in dem die Nutzung des 
Fairtrade-Labels geregelt ist, verpflichten sich Händ-
ler, Verarbeiter und Importeure zur Einhaltung der 



Kriterien des Fairen Handels. Kontrolliert wird das 
durch die Zertifizierungsgesellschaft FLO-CERT und 
unabhängige Wirtschaftsprüfer.

Die Kriterien des Fairen Handels gehen über klassische 
Arbeitsstandards deutlich hinaus. Zum Kernbestand 
gehören aber auch weitgehende arbeitsweltliche 
Kriterien, wie Vereinigungsfreiheit und unabhängige 
Arbeitnehmervertretung, faire Löhne, das Verbot ille-
galer Kinderarbeit, das Verbot von Zwangsarbeit und 
Diskriminierung sowie der Gesundheitsschutz.

Der Faire Handel 

Selbstverständnis 
Fairer Handel ist eine Handelspartnerschaft, die auf 
Dialog, Transparenz und Respekt beruht und nach 
mehr Gerechtigkeit im internationalen Handel strebt. 
Durch bessere Handelsbedingungen und die Sicherung 
sozialer Rechte für benachteiligte Produzenten und 
Arbeiter – insbesondere in den Ländern des Südens 
– will der Faire Handel einen Beitrag zu nachhaltiger 
Entwicklung leisten. 

Kriterien im Überblick
Mindestpreise: Die Erzeugerpreise für fair gehandel-
te Produkte liegen deutlich über dem Weltmarkt-
preis. Steigt dieser, wird ein bestimmter Betrag 
aufgeschlagen, so dass die Erzeuger immer einen 
besseren Preis erhalten.

Direkteinkauf: Die Produkte werden direkt bei den 
Erzeugern gekauft, damit deren Einkommen nicht 
durch Zwischenhändler geschmälert wird.

Langfristige Verträge: Langfristige Abnahmeverträ-
ge geben den Produzenten Planungssicherheit und 
garantieren ihnen über einen längeren Zeitraum ein 
sicheres Einkommen.

Vorfinanzierung: Auf Wunsch der Erzeuger werden 
die Produkte mit bis zu 60 % des Kaufpreises vorfi-
nanziert, damit die Produzenten in Saatgut, Maschi-
nen und Transportmittel investieren können, ohne 
sich übermäßig zu verschulden.

Sozialstandards: Die Erzeuger garantieren den Mit-
gliedern der Kooperative bzw. den Arbeitern auf 
der Plantage soziale Mindeststandards. Ein Teil des 
Mehrerlöses wird zum Beispiel in Bildungseinrich-
tungen, medizinische Versorgung und Rentenfonds 
investiert.
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Produkte aus Fairem Handel bieten die Möglichkeit 
für einen unmittelbaren Einstieg in die sozial ver-
antwortliche Beschaffung: Sie sind leicht zu identi-
fizieren, gut verfügbar, und das Fairtrade-Siegel ist 
von hoher Glaubwürdigkeit. Es ist von daher nicht 
überraschend, dass in einschlägigen Ratgebern wie 
dem Nachhaltigen Warenkorb des Rates für Nachhal-
tige Entwicklung oder im Rahmen von Projekten zum 
öko-fairen Einkauf wie „Zukunft einkaufen“ bereits 
verbreitet darauf hingewiesen wird.

Fairtrade-gesiegelte und ein großes Sortiment wei-
terer Produkte aus dem Fairen Handel gibt es natürlich 
auch und vor allem in den deutschlandweit über 800 
Weltläden, die außer Lebensmitteln unter anderem 
hochwertiges Kunsthandwerk, Textilien, Küchenac-
cessoires, Spielzeug und Musikinstrumente anbieten. 
Dasselbe gilt für die Importorganisationen des Fairen 
Handels, wie die GEPA, dwp und El Puente, deren Pro-
dukte auch in Onlineshops verkauft werden.

www.transfair.org
www.weltladen.de
www.gepa.de  
www.dwp-rv.de 
www.el-puente.de 
www.forum-fairer-handel.de 

Das Blumensiegel des Flower Label Program (FLP) 
bestätigt die Einhaltung der Kriterien, die im Inter-
national Code of Conduct for the Production of Cut-
Flowers niedergelegt sind. Das FLP ist ein Zusammen-
schluss von Menschenrechtsorganisationen, Gewerk-
schaften, Blumenfachhändlern und zertifizierten 
Produzenten von Schnittblumen. Über die Kriterien 
entscheidet ein Gremium aus Vertreter/inne/n von 
Gewerkschaften und Menschenrechtsorganisati-
onen. Die Einhaltung der Kriterien wird regelmäßig 
unabhängig überprüft.

Neben den ILO-Kernarbeitsnormen verlangt der Kodex 
auch existenzsichernde Löhne, eine wöchentliche 
Regelarbeitszeit von nicht mehr als 48 Stunden und 
maximal zwölf Überstunden pro Woche, die Gewähr-
leistung von Gesundheit und Sicherheit am Arbeits-
platz, insbesondere ausreichenden Schutz im Umgang 
mit Pestiziden und anderen Chemikalien, möglichst 
dauerhafte Arbeitsverträge und keine Benachteili-
gung von befristet oder saisonal Beschäftigten.

Wie das Fairtrade-Siegel bietet auch das Blumensie-
gel die Möglichkeit zum unmittelbaren Einstieg in die 
sozial verantwortliche Beschaffung.

www.fairflowers.de

Kriterien und Instrumente



Das FSC-Siegel des Forest Stewardship Council 
kennzeichnet Holz aus nachhaltiger Waldwirtschaft. 
Damit ein Holzprodukt das FSC-Siegel führen darf, 
müssen alle beteiligten verarbeitenden Betriebe in 
der Produktionskette die Anforderungen des Forest 
Stewardship Council erfüllen. Die Rückverfolgbarkeit 
des verarbeiteten Holzes zu seinem Ursprung bleibt 
so gewährleistet. Die Einhaltung der Kriterien wird 
durch dafür zugelassene Zertifizierungsorganisati-
onen kontrolliert.

Das Forest Stewardship Council wurde 1993 gegrün-
det; es ist eine gemeinnützige Organisation mit Sitz 
in Bonn und Arbeitsgruppen in 43 Ländern. Mitglieder 
können Verbände, Organisationen, Unternehmen oder 
Privatpersonen sein. Ziel ist es, die in Rio de Janeiro 
1992 verabschiedeten Forderungen an nachhaltige 
Entwicklung für Wälder umzusetzen.
 
FSC ist einem Drei-Säulen-Modell verpflichtet, in 
dem umweltschonende Nutzung, Sozialverträglich-
keit und effiziente Bewirtschaftung gleichermaßen 
berücksichtigt werden. In der internen Organisation 
spiegelt sich das in der Gliederung in eine Umwelt-, 
eine Sozial- und eine Wirtschaftskammer wider, die 
über die gleiche Stimmenzahl verfügen.

Die Vergabekriterien für das FSC-Zeichen sind in zehn 
weltweit gültigen Prinzipien für eine nachhaltige 
Waldwirtschaft festgelegt, auf deren Grundlage die 
nationalen FSC-Arbeitsgruppen nationale Standards 
entwickeln. Prinzip 4 regelt die Rechte der einheimi-
schen Bevölkerung und die Arbeitnehmerrechte. Im 
Jahr 2002 übernahm FSC durch Vorstandsbeschluss 
die acht ILO-Kernarbeitsnormen. 

www.fsc-deutschland.de 

Prinzipien & Kriterien des FSC 

Prinzip 4: Beziehungen zur lokalen Bevölkerung  
und Arbeitnehmerrechte 
Die Waldbewirtschaftung soll das soziale und öko-
nomische Wohlergehen der im Wald Beschäftigten 
und der lokalen Bevölkerung langfristig erhalten oder 
vergrößern.
4.1.	 Der lokalen Bevölkerung werden Arbeitsmög- 
	 lichkeiten, Schulungen und andere Dienst- 
	 leistungen angeboten.

4.2.	 Die Waldbewirtschaftung hält die einschlägigen 
	 gesetzlichen Bestimmungen und/oder Ver- 
	 ordnungen bezüglich Gesundheit und Sicherheit
	 aller Mitarbeiter ein oder übertrifft sie.
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4.3.	 Die Rechte der Beschäftigten, sich zu  
	 organisieren und nach eigenem Ermessen mit 
	 den Arbeitgebern zu verhandeln, werden gemäß 
	 den Konventionen 87 und 98 der Internationalen 
	 Arbeitsorganisation (ILO) gewährleistet.

4.4.	 Erkenntnisse über nachteilige soziale Aus- 
	 wirkungen auf Mitarbeiter und Waldnutzer 
	 werden in die forstliche Planung und die daraus 
	 abgeleiteten Maßnahmen integriert. Mit  
	 Personen und Gruppen, die direkt von Bewirt- 
	 schaftungsmaßnahmen betroffen sind, werden 
	 gegebenenfalls Konsultationen geführt.

4.5.	 Es werden geeignete Instrumente angewandt, 
	 um Streitfälle zu schlichten und bei Verlust oder 
	 Beeinträchtigung der gesetzlichen oder gewohn- 
	 heitsmäßigen Rechte, des Eigentums, der  
	 Ressourcen oder des Lebensunterhalts der  
	 lokalen Bevölkerung diese gerecht zu ent- 
	 schädigen. Es werden Maßnahmen zur  
	 Vermeidung solcher Verluste oder  
	 Beeinträchtigungen ergriffen.

Quelle: Forest Stewardship Council, Arbeitsgruppe 
Deutschland e.V. (2004), Deutscher FSC-Standard. Vom 
FSC anerkannt am 28. November 2001, Fassung vom 28. 
Juli 2004, S. 8-10 (Der Standard wird derzeit überarbei-
tet.)

GoodWeave ist eine internationale Initiative gegen 
ausbeuterische Kinderarbeit in der Teppichindustrie. 
Initiiert wurde sie unter der Bezeichnung „Rugmark“ 
Anfang der 90er Jahre von indischen Nichtregie-
rungsorganisationen, deutschen und internationa-
len Hilfswerken und der Deutschen Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ). Seit 1999 befin-
det sie sich unter dem Dach von TransFair.

Das Warenzeichen wird also zum einen nur für eine 
Produktgruppe vergeben (Teppiche), zum anderen 
nur für ein soziales Kriterium (neben weiteren proze-
duralen Kriterien), nämlich das Beschäftigungsverbot 
für Kinder unter 14 Jahren mit Ausnahme der eigenen 
Kinder in traditionellen Familienbetrieben, wenn ein 
regelmäßiger Schulbesuch nachgewiesen wird. Künf-
tig sollen daneben aber auch Umwelt- und Sozial-
standards berücksichtigt werden; ein entsprechender 
Entwurf für diese neuen Standards wird derzeit dis-
kutiert.

www.goodweave.de 



Multistakeholder-Initiativen
Multistakeholder-Initiativen zeichnen sich durch große 
Glaubwürdigkeit aus, da sie alle relevanten Akteure an 
Entscheidungen beteiligen, insbesondere die Beschäf-
tigten, vertreten zum Beispiel durch Gewerkschaften 
und Nichtregierungsorganisationen. Keine einzelne 
Interessengruppe nimmt eine beherrschende Stel-
lung ein.

Exemplarisch werden im Folgenden Social Accounta-
bility International, die Fair Labor Association und die 
Fair Wear Foundation vorgestellt.

Social Accountability International (SAI) entwickelte 
mit dem SA8000 den ersten weltweit zertifizierbaren 
Standard für sozial verantwortliche Unternehmens-
führung. Dem SAI-Beirat gehören Vertreter/innen 
von Gewerkschaften, Unternehmen und Nichtregie-
rungsorganisationen an. 

Für Unternehmen gibt es ein dreistufiges Beteiligungs-
modell mit dem Supporting Level als Einstiegsebene, 
dem Explorer Level und dem Signatory Level. Zum 
Signatory Level gehören lediglich vier Unternehmen 
(Anvil Knitwear, Eileen Fisher, Gap und Switcher), 
zum Explorer Level ebenfalls drei Unternehmen (Ber-

aca, Tchibo und Timberland), zum Supporting Level 
zwölf Unternehmen, darunter etwa Charles Voegele, 
Chiquita, Gucci, Hewlett Packard, OTTO und Disney.
SA8000 bezieht sich unter anderem auf die Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte der Vereinten 
Nationen, das Übereinkommen der Vereinten Natio-
nen über die Rechte des Kindes, das Übereinkommen 
der Vereinten Nationen zur Beseitigung aller Formen 
von Diskriminierung von Frauen sowie auf 15 Über-
einkommen der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), darunter die acht Kernkonventionen.

Der Standard enthält klare Begriffsdefinitionen 
und Vorgaben an Hersteller bezüglich Kinderarbeit, 
Zwangs- und Pflichtarbeit, Gesundheit und Sicher-
heit am Arbeitsplatz, Vereinigungsfreiheit und Recht 
auf Kollektivverhandlungen, Diskriminierung, Diszi-
plinarmaßnahmen, Arbeitszeiten, Entlohnung und 
Managementsystemen. Hersteller, die mit einer 
Inspektion durch eine zugelassene Prüfgesellschaft 
nachweisen, dass sie die Anforderungen erfüllen, 
erhalten ein drei Jahre gültiges Zertifikat.

Insgesamt sind rund 2.150 Betriebe mit fast 1,3 Mil-
lionen Beschäftigten nach SA8000 zertifiziert, die 
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meisten davon in Italien (836), Indien (478), China 
(273), Pakistan (108) und Brasilien (89). Gemessen 
an der Belegschaftsstärke der zertifizierten Betriebe 
führen Indien, China und Italien die Rangliste an, 
gefolgt von Brasilien, Spanien, Vietnam und Pakistan. 
In Deutschland sind lediglich drei Firmen zertifiziert, 
nämlich August Storck, Mattes & Ammann und 
Miele.

www.sa-intl.org 

Die Fair Wear Foundation (FWF) wurde 1999 in den 
Niederlanden von zwei Branchenverbänden, einer 
Gewerkschaft und einer Nichtregierungsorganisation, 
der niederländischen Clean Clothes Campaign (Kam-
pagne für Saubere Kleidung), gegründet. Alle vier sit-
zen mit gleicher Stimme im Aufsichtsrat. Ziel der FWF 
ist die Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der 
Bekleidungsindustrie in den Produktionsländern.

Wer als Unternehmen Mitglied bei der FWF werden 
will, muss den FWF-Verhaltenskodex akzeptieren, 
bei seinen Lieferanten aktiv für dessen Umsetzung 
eintreten und bei Verstößen für die Beseitigung der 
Mängel sorgen. Außerdem arbeitet die FWF in den 
Produktionsländern mit lokalen Akteuren, baut Part-
nernetzwerke auf und etabliert Beschwerdesysteme. 

Die Kriterien sind in der so genannten „Charter“ fest-
gelegt. Sie nimmt auf einige ILO-Konventionen und 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte Bezug. 
Neben der Einhaltung der   ILO-Kernarbeitsnormen 
fordert sie die Zahlung eines existenzsichernden 
Lohns, die Beschränkung der Arbeitszeit auf maximal 
48 Stunden Regelarbeitszeit und zwölf Überstunden 
pro Woche, ein sicheres und gesundes Arbeitsumfeld 
sowie Arbeitsverhältnisse auf einer klaren vertrag-
lichen Grundlage unter Anerkennung der aus den 
jeweiligen Arbeits- und Sozialgesetzen resultierenden 
Verpflichtungen.

Zu den knapp 60 Mitgliedsunternehmen gehören 
unter anderem hessnatur, Mammut, Mexx, Odlo und 
– seit Juli 2010 – Jack Wolfskin.

www.fairwear.org 
www.saubere-kleidung.de  

Die Fair Labor Association (FLA) wurde 1 999 von 
Unternehmen, Nichtregierungsorganisationen und 
Hochschulen mit dem Ziel gegründet, die Arbeitsbe-
dingungen in der Industrie zu verbessern. Basierend 
auf ILO-Standards erstellte die FLA einen Verhaltens-
kodex, installierte einen Prozess, mit dem die Krite-
rien überwacht und Verstöße behoben werden, sowie 
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ein Monitoring, um die Umsetzung der Standards 
laufend zu verbessern. 

Die FLA sieht die Verantwortung für die Einhaltung 
ihrer Standards in allen Fabriken entlang der Liefer-
kette bei den großen Markenfirmen. Durch ihre Mit-
gliedschaft verpflichtet sich ein Unternehmen, den 
Verhaltenskodex der FLA einzuhalten.

In der FLA-Charta sind auf 30 Seiten die Bedingungen 
für die Beteiligung von Unternehmen, Zulieferern, 
Handelsfirmen und Hochschulen festgeschrieben, 
außerdem die Kriterien für die Zulassung von Unter-
nehmen, welche die Fabrikinspektionen durchfüh-
ren, so genannten Auditfirmen, das Verfahren der 
Überwachung und das Beschwerdeverfahren sowie 
länderspezifische Regelungen. Die Charta beinhal-
tet auch den Verhaltenskodex, der neben den ILO-	
Kernarbeitsnormen ein Verbot von Bedrohungen und 
Misshandlungen umfasst, ein gesundes und sicheres 
Arbeitsumfeld und die Zahlung des gesetzlichen bzw. 
des branchenüblichen Lohns fordert sowie Rege-
lungen zu maximal zulässigen Arbeitszeiten und 
Mindestvergütungen von Überstunden enthält.

An der Fair Labor Association beteiligen sich 32 Mar-
kenfirmen aus den Bereichen Textil, Bekleidung und 

Sportartikel, darunter Adidas, Hennes & Mauritz, 
Nike und Puma. 

www.fairlabor.org 

Brancheninitiativen
Brancheninitiativen zielen mit der Umsetzung von 
Verhaltenskodizes und durch Verbesserungsmaß-
nahmen darauf ab, in den Zulieferbetrieben im „glo-
balen Süden“ menschenwürdige Arbeitsbedingungen 
zu gewährleisten oder zu schaffen. Verhaltenskodizes 
auf Branchenebene haben gegenüber Unterneh-
menskodizes den Vorteil, dass sich die Lieferanten an 
einem einheitlichen Standard orientieren können und 
sich nicht mehrmals im Jahr nach unterschiedlichen 
Vorgaben kontrollieren lassen müssen. 

Die beiden vorgestellten Brancheninitiativen setzen, 
wenn auch in unterschiedlicher Gewichtung, neben 
Fabrikkontrollen auf Schulungsmaßnahmen und 
streben im Fall unzulänglicher Arbeitsbedingungen 
in einem Betrieb einen kontinuierlichen Verbesse-
rungsprozess an, nicht den Abbruch der Geschäfts-
beziehung. Beide Programme sind von Unternehmen 
bzw. Verbänden initiiert und bieten nur sehr einge-
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schränkte Mitwirkungsrechte anderer Stakeholder.
Angesichts der Unzulänglichkeiten, die im Folgenden 
deutlich werden, stellt sich natürlich die Frage, ob 
die Beteiligung eines Unternehmens an einer solchen 
Brancheninitiative tatsächlich als Nachweis dafür 
taugt, dass die jeweils geltenden Mindeststandards 
eingehalten (oder nach und nach erreicht) werden. 
Zumindest für den Fall fehlender Alternativen sollte 
man die Frage nicht vorschnell mit Nein beantworten 
– wenigstens solange man nicht zu der Einschätzung 
kommt, eine Initiative sei bloß ein Feigenblatt oder 
PR-Instrument.

Die Business Social Compliance Initiative (BSCI) 
ist eine europäische, inzwischen branchenübergrei-
fende Initiative von Einzelhandelsunternehmen und 
importierenden Produzenten. Aktuell hat BSCI 5 87 
Mitgliedsunternehmen, unter anderem zum Beispiel 
Deichmann, Esprit, Obi und OTTO. Auch die großen 
deutschen Supermarktketten wie Aldi, Lidl, Rewe und 
Metro sind Mitglieder der BSCI.

Als Ziele nennt die Initiative die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen und die Unterstützung der 
Zulieferer bei der Anpassung an internationale 
Arbeitsstandards und nationale Gesetze. Grundlage 
dafür ist ein Verhaltenskodex, der auf den Konven-

tionen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), 
der Menschenrechtserklärung der UNO, den Konven-
tionen der UNO über die Rechte des Kindes sowie 
über die Abschaffung jeglicher Form der Diskriminie-
rung von Frauen, dem UN Global Compact und den 
OECD-Richtlinien für multinationale Unternehmen 
beruht. 

Die Zulieferer der BSCI-Mitglieder haben den Kodex 
zum einen selbst einzuhalten und zum anderen 
sicherzustellen, dass auch ihre Sublieferanten das 
tun. Gleichwohl ist BSCI keine Zertifizierungsinitia-
tive, welche die Einhaltung von Standards bestätigt, 
sondern ein Programm, das auf die kontinuierliche 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen abzielt. Die 
praktische Umsetzung des Verhaltenskodexes in den 
Fabriken wird durch dafür zugelassene Audit-Unter-
nehmen im Dreijahres-Rhythmus überprüft; bei den 
Kontrollen festgestellte Missstände müssen nach 
einem vereinbarten Plan behoben werden. Fester 
Bestandteil des Programms sind neben den Kontrol-
len Trainingsmaßnahmen für die Zulieferer.

Nichtregierungsorganisationen kritisieren insbe-
sondere die fehlende Beteiligung der Arbeiter/innen 
an dem Programm, die unzureichende Einbindung 
zivilgesellschaftlicher Organisationen vor Ort, den 

Kriterien und Instrumente 
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halbherzigen Stakeholder-Dialog, die Ausblendung 
der Einkaufspraktiken der Handelshäuser als Ursa-
che schlechter Arbeitsbedingungen und die fehlende 
Transparenz der Initiative. Die langen Intervalle zwi-
schen den Fabrikkontrollen und der völlige Verzicht 
auf einen Nachweis gegenüber der Öffentlichkeit, 
dass die geforderten Standards eingehalten werden, 
vermitteln zudem den Eindruck mangelnder Verbind-
lichkeit.

www.bsci-eu.org  
www.supermarktmacht.de 

Der ICTI CARE-Prozess ist ein Zertifizierungspro-
gramm, mit dem die Umsetzung des Verhaltensko-
dexes überprüft und bestätigt wird, den der Weltver-
band der Spielzeugindustrie (ICTI) bereits 1995 nach 
zwei Großbränden in asiatischen Spielzeugfabriken 
beschlossen hatte. Der Idee nach beansprucht der 
Kodex für die ganze Branche und weltweit Gültigkeit. 
Tatsächlich ist der ICTI CARE-Prozess bisher aber nur 
in China etabliert, und die Beteiligung – jedenfalls 
auf der Ebene der Markenhersteller und des Handels 
– ist freiwillig. Unternehmen, die sich anschließen, 
verpflichten sich unter anderem zur Einhaltung der 
gesetzlichen Arbeitszeiten, zur Zahlung der gesetz-
lichen Mindestlöhne, zum Verzicht auf Kinderarbeit 

und Zwangsarbeit, zu den gesetzlichen Leistungen 
bei Krankheit und Schwangerschaft, zu Arbeits- und 
Gesundheitsschutz und Notfallvorsorge, sicheren 
Unterkünften und dazu, eine Arbeitnehmervertretung 
entsprechend den örtlichen Gesetzen zuzulassen.

Die Einhaltung des Kodex wird mit Fabrikinspekti-
onen durch dafür zugelassene Auditfirmen syste-
matisch überprüft. Bei Verstößen gegen Kriterien 
des ICTI-Kodex werden Verbesserungsmaßnahmen 
festgeschrieben, deren Umsetzung nach einer ange-
messenen Frist überprüft wird. Betriebe ohne Bean-
standungen erhalten ein Zertifikat. Dieses muss nach 
einem Jahr erneuert werden. Aktuell sind für das 
Programm rund 2.200 (meist chinesische) Fabriken 
mit etwa 1,7 Millionen Beschäftigen angemeldet, gut 
1.000 Betriebe sind zertifiziert.

Ergänzend zu den Fabrikkontrollen hat die für die 
Durchführung des ICTI CARE-Prozesses gegründete 
ICTI CARE Foundation auf Druck zivilgesellschaft-
licher Akteure wie der Aktion fair spielt Schulungs-
maßnahmen für Management und Arbeiter/innen in 
ihr Programm aufgenommen und Beschwerdemög-
lichkeiten für die Arbeiter/innen eingerichtet. In 
besonders problematischen Bereichen (vor allem bei 
den Arbeitszeiten) werden inzwischen Übergangs-



fristen für einen kontinuierlichen Verbesserungspro-
zess eingeräumt.

Anhaltende Kritik gibt es an der unzulänglichen 
Beteiligung zivilgesellschaftlicher Gruppen, der man-
gelnden Transparenz, der mangelhaften Kontrolle der 
Markenfirmen und damit der Unverbindlichkeit von 
deren Selbstverpflichtungen sowie an der einseitigen 
Zuweisung der Verantwortung an die Lieferanten. 
Außerdem nimmt der ICTI-Kodex ausschließlich auf 
nationales Recht Bezug; international vereinbarte 
Mindeststandards wie die ILO-Kernarbeitsnormen 
lässt er gänzlich außen vor. Wie bei der BSCI (und 
allen anderen Verhaltenskodizes) wird die Frage der 
Einkaufsbedingungen, die die Einhaltung menschen-
würdiger Arbeitsbedingungen je nach Ausgestaltung 
erleichtern oder erschweren können, ausgeblendet.

www.icti-care.org 

Kriterien und Instrumente

Die Aktion fair spielt – für faire Regeln in der Spielzeugindustrie

Die Aktion fair spielt – das sind Misereor, die Katholische Arbeitnehmer-Bewegung 
Deutschlands, die Katholische Frauengemeinschaft Deutschlands, das Nürnberger 
Bündnis „Fair Toys“ und die Werkstatt Ökonomie – setzt sich gemeinsam mit Part-
nern in Asien und Europa für die Beachtung der Menschenrechte und grundlegender 
Arbeitsnormen in der Spielzeugindustrie ein. Sie fordert die deutschen Hersteller auf, 
entlang ihrer Lieferkette menschenwürdige Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, 
informiert die Öffentlichkeit und setzt sich gegenüber dem Weltverband der Spiel-
zeugindustrie dafür ein, dass er seinen Verhaltenskodex wirksam, glaubwürdig und 
transparent umsetzt.

	 In einem ausführlichen Diskussionspapier vom November 2009 stellt sie die  
	 Stärken und Defizite des ICTI CARE-Prozesses dar und fordert  
	 wirksame Verbesserungsmaßnahmen. Über die Umsetzung  
	 des ICTI-Kodexes bei den Lieferanten deutscher Spielzeug- 
	 hersteller und Händler informiert die Aktion fair spielt mit  
	 einer laufend aktualisierten Firmenliste.

Seit 2010 wendet sich die Aktion fair spielt mit ihren  
Anliegen auch an die Teams und Träger von Kindertages- 
einrichtungen.

www.fair-spielt.de
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Die Produktbereiche, für die aussagekräftige Sie-
gel zur Verfügung stehen, sind (noch) überschau-
bar. Anerkannte Multistakeholder-Initiativen gibt es 
ebenfalls nur in wenigen Branchen, vor allem in der 
Textil- und Bekleidungsindustrie, und die Zahl der 
Unternehmen, die sich daran beteiligen, ist gering. 
Auch Branchenkodizes, mit denen gute Arbeitsbe-
dingungen nachgewiesen oder erreicht werden sol-
len, sind noch sehr selten – ganz abgesehen davon, 
wie man ihre Wirksamkeit und Glaubwürdigkeit ein-
schätzt. Zudem beziehen sich diese Instrumente in 
aller Regel auf den Nachweis sozialer Mindeststan-
dards in Fabriken in Entwicklungs- und Schwellen-
ländern; nur vergleichsweise selten werden sie auf 
Firmen in den Industrieländern angewendet. Schließ-
lich geht es bei den genannten Instrumenten um 
Produktionsbetriebe, nicht um Dienstleister. Was also 
tun, wenn die Einhaltung sozialer Standards durch 
ein Label nicht möglich ist, es keine anerkannte Mul-
tistakeholder-Initiative gibt und auch kein tauglicher 
Branchenkodex zur Verfügung steht? Oder wenn ein 
solcher Nachweis, etwa bei einem lokalen Hand-
werksbetrieb, nicht angemessen erscheint?

Alternativen:  
Bietererklärungen und zielführende Maßnahmen 

Bietererklärungen
Eine Alternative sind so genannte Bietererklärungen, 
mit denen Unternehmen, die sich um einen Auftrag 
bewerben, mit Abgabe des Angebotes bestätigen, 
dass sie bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Bieter-
erklärungen sind ein übliches Verfahren, mit dem 
ein Unternehmen bei öffentlichen Ausschreibungen 
seine Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverläs-
sigkeit nachweisen muss – beispielsweise dass kein 
Insolvenzverfahren eröffnet wurde, dass sich das 
Unternehmen nicht in der Liquidation befindet, dass 
es seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist oder 
dass es bisher nicht wegen illegaler Beschäftigung 
verurteilt wurde. 

Für soziale Mindeststandards wie die Einhaltung der 
ILO-Kernarbeitsnormen oder den Verzicht auf aus-
beuterische Kinderarbeit sind Bietererklärungen in 
der öffentlichen Beschaffung zurzeit die am häufigs-
ten genutzte Verfahrensweise. Auch die Zahlung des 
Mindestlohns und die Tariftreue muss bei öffentlichen 
Aufträgen gegebenenfalls durch Bietererklärungen 
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zugesichert werden; das ist etwa bei Beschaffungen 
der Länder Berlin, Bremen, Hamburg und Niedersach-
sen der Fall. Schließlich wird mit Bietererklärungen 
auch abgefragt, ob bestimmte Bevorzugungsmerk-
male vorliegen, etwa hinsichtlich der Beschäftigung 
von Behinderten.

Zielführende Maßnahmen
Weniger bei Dienstleistungsaufträgen, wohl aber bei 
der Beschaffung von Produkten mag es schwierig 
sein, eine solche Bietererklärung zu verlangen bzw. 
abzugeben. Es wurde schon darauf hingewiesen, dass 
die Lieferketten vieler Produkte immer komplexer und 
unübersichtlicher werden, so dass ein Unternehmen 
die Einhaltung sozialer Standards bei seinen Liefe-
ranten möglicherweise nicht gewährleisten kann 
– und deshalb auch nicht zusichern sollte. In solchen 
Fällen bietet sich als Alternative zu Bietererklärungen, 
in denen die Einhaltung sozialer Standards bestätigt 
wird, die Verpflichtung zu so genannten zielführen-
den Maßnahmen an.

Zielführende Maßnahmen sollen dazu beitragen, dass 
die geforderten Standards künftig eingehalten wer-
den. Es sollten Maßnahmen sein, deren Umsetzung 
auch überprüfbar ist, und in der Verpflichtungserklä-

rung sollte genau beschrieben sein, um welche Maß-
nahmen es sich handelt. Das kann von der Verpflich-
tung zur Verabschiedung eines Verhaltenskodexes, 
über die Information bzw. Schulung der Beschäf-
tigten bis hin zur Einrichtung eines Managementsys-
tems und zur Offenlegung der Lieferkette reichen. In 
jedem Fall sollten entsprechende Berichtspflichten 
vereinbart werden.
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In diesem Teil erhalten Sie zunächst einen kurzen 
Überblick über bestehende kirchliche Initiativen, die 
Ansatzpunkte auch für eine an Nachhaltigkeitskri-
terien orientierte Beschaffung bieten, anschließend 
einige Tipps für die Verankerung und Umsetzung 
sozial verantwortlicher Beschaffung. Diese Ansätze 
müssen auf ihre Praxistauglichkeit getestet und in 
einem möglichst breiten Diskurs in den Kirchen wei-
terentwickelt werden.

Ökologisch, öko-fair, 
öko-sozial:
Initiativen für Nach-
haltigkeit in der Kirche
Im folgenden Abschnitt werden ausgewählte Initia-
tiven vorgestellt, die sich für Nachhaltigkeit in Kir-
chengemeinden und kirchlichen Einrichtungen ein-
setzen. Auch wenn sie sich ganz auf Umweltaspekte 
konzentrieren oder dort einen deutlichen Schwer-
punkt haben, sollen sie hier angesprochen werden. 
Denn es geht zwar in dieser Broschüre vor allem um 
die soziale Seite der Nachhaltigkeit, diese kann aber 

nicht von ökologischen Aspekten getrennt werden. 
Das Ziel sollte vielmehr sein, ausgehend von vorhan-
denen Ansätzen zu einem umfassenden Verständnis 
von Nachhaltigkeit zu kommen und dieses schritt-
weise auch in der Praxis umzusetzen. Die Erfahrung 
zeigt, dass die Bereitschaft dazu groß ist.

Mit Ausnahme von „Zukunft einkaufen“ befassen sich 
die vorgestellten Initiativen nicht ausschließlich mit 
der Frage der Beschaffung. Vielmehr nehmen sie das 
Handeln der Kirchengemeinden und Einrichtungen 
insgesamt in den Blick, und dabei geht es auch um 
verantwortliche Beschaffung. Tatsächlich sind beide 
Ebenen untrennbar miteinander verknüpft: Nachhal-
tigkeitsinitiativen sind nur dann vollständig, wenn sie 
auch danach fragen, wie man sich als Beschaffer oder 
Auftraggeber verantwortlich verhalten kann; und Initi-
ativen für verantwortliche Beschaffung sind nur dann 
glaubwürdig, wenn auch das sonstige Handeln der 
Gemeinde oder Einrichtung denselben Kriterien folgt.

Der Grüne Gockel
Der Grüne Gockel – mancherorts heißt er auch Grüner 
Hahn – ist ein speziell für Kirchengemeinden und kirch-
liche Einrichtungen entwickeltes Umweltmanagement-
system, das sich an der Europäischen Umweltauditver-
ordnung EMAS II orientiert. Es soll dazu beitragen, die 

Anregungen für den Einstieg
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KirUm - Netzwerk Kirchliches Umweltmanagement

Immer mehr kirchliche Einrichtungen und Kirchengemeinden bauen ein Umwelt-
management nach den Vorgaben der EU-Verordnung „Eco Management and Audit 
Scheme“ (EMAS) auf.

Das KirUm Netzwerk – entstanden 2003 aus dem bundesweiten ökumenischen Pilot-
programm „Kirchliches Umweltmanagement“  – ist ein Vernetzungs- und Dienstlei-
stungsangebot unter dem institutionellen Dach von KATE e.V.

Ziele des KirUm-Netzwerkes
•	 Förderung der Verbreitung des Kirchlichen Umwelt-,  
	 Qualitäts- und Nachhaltigkeitsmanagements
•	 Erfahrungsaustausch und Vernetzung
•	 Erarbeitung und Sicherung gemeinsamer  
	 Qualitätsstandards

Das KirUm-Netzwerk versteht sich nicht als Organisation mit eigenständigen Struk-
turen, sondern als Vernetzung unter Mitarbeit der Umweltbeauftragten der Landes-
kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland und der deutschen Bistümer.

						      www.kirum.kate-stuttgart.org 
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Umweltbelastung zu vermindern, die Umweltleistung 
zu verbessern und durch Kommunikation nach innen 
und außen in der Gemeinde und ihrem Umfeld Wir-
kung zu entfalten. Um soziale Aspekte geht es beim 
Grünen Gockel – wenigstens bisher – nicht. 

Der angestrebte Verbesserungsprozess soll transpa-
rent, dauerhaft, glaubwürdig und unumkehrbar sein. 
Er beginnt damit, dass eine Gemeinde oder eine kirch-
liche Einrichtung ihre Auswirkungen auf die Umwelt 
bilanziert und bewertet. Anschließend erstellt sie ihre 
eigenen Umweltleitlinien, errichtet ein Umweltma-
nagementsystem und verabschiedet ein Programm 
zur Verbesserung ihrer Umweltauswirkungen. Über 
all diese Schritte und die daraus abgeleiteten Maß-
nahmen werden die haupt- und ehrenamtlichen Mit-
arbeiter/innen, die Gemeinde und die Öffentlichkeit 
informiert, um sie zum Mitmachen und zur Nachah-
mung einzuladen. Wenn sie das wünschen, können 
Gemeinden und Einrichtungen an einem Umweltaudit 
teilnehmen und sich zertifizieren lassen.

Auch wenn dieser letzte Schritt, die Zertifizierung, 
für soziale Aspekte im Rahmen des Grünen Gockels 
nicht möglich ist: In die ersten Prozessphasen – die 
Bestandsaufnahme, die Formulierung von Leitli-
nien und die Kommunikation nach innen und außen 
– könnten auch soziale Aspekte problemlos einbezo-
gen werden.

www.gruener-gockel.de 
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Zukunft einkaufen – Glaubwürdig  
wirtschaften in Kirchen
„Zukunft einkaufen“ ist ein Projekt der Umweltbe-
auftragten in der Evangelischen und Katholischen 
Kirche in Deutschland zusammen mit der Wirt-
schaftsgesellschaft der Kirchen in Deutschland 
mbH. Das Projekt will einen Beitrag dazu leisten, 
dauerhaft die Beschaffung der Kirchen an ökolo-
gischen und sozialen/fairen Standards auszurichten 
und dabei die kirchliche Glaubwürdigkeit zu stärken. 
Gleichzeitig sollen wichtige Impulse für den privaten 
Konsum gesetzt werden. Im Rahmen des Projektes 
geht es sowohl um Qualität und Menge der einge-
setzten Produkte als auch um eine Verbesserung des 
Beschaffungsmanagements. 
Fünf Schritte sollen dabei helfen, eine nachhaltige 
Veränderung der Beschaffung voranzutreiben und zu 
verankern: 
•	 Bestandsaufnahme anhand einer Checkliste und	
	 einer Kennzahlentabelle, 
•	 Situationsanalyse, 
•	 Erstellung und Verabschiedung des Verbesse-	
	 rungsprogramms „Ökofaire Beschaffung“, 
•	 Aufbau eines Beschaffungssystems, 
•	 Kommunikation nach innen und außen.
Die Checkliste für die Bestandsaufnahme ist nach 
Beschaffungsbereichen gegliedert, unter anderem 

Finanzen, Energie- und Wasserverbrauch, Hauswirt-
schaft, Büro, Fahrzeuge und Abfall. Die Fragen zielen 
neben strukturellen vor allem auf ökologische Aspekte; 
soziale Gesichtspunkte 
kommen nur im Zusam-
menhang mit Produkten 
des Fairen Handels zur 	
Sprache. Die der Check-	
liste beigefügte Kenn-
zahlentabelle entspricht 
dieser Schwerpunktset-
zung und sie dient nur der Erfassung des Ist-Zustan-
des, gibt also keine Zielwerte vor.

Auf der Website und in zahlreichen Materialien stellt 
„Zukunft einkaufen“ viele nützliche Informationen 
und Handreichungen für die Praxis der öko-fairen 
Beschaffung zur Verfügung.

www.zukunft-einkaufen.de 
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EMASplus

EMASplus wurde in einer dreijährigen Pilotphase zwi-
schen 2003  und 2006 im Rahmen des Projektes 
Sustainable Churches in fünfzehn kirchlichen und 
sozialwirtschaftlichen Unternehmen in Deutschland, 
Österreich, Frankreich und Spanien eingeführt und 
erprobt. Entwickelt wurde es von der Kontaktstelle 
für Umwelt & Entwicklung (KATE) in Stuttgart und 
dem Institut für Kirche und Gesellschaft (IKG) in 
Iserlohn. Einen Nachhaltigkeitsbericht nach EMASplus 
haben in jüngerer Zeit beispielsweise die Dienste für 
Menschen gGmbH, die Evangelische Kirchengemein-
de Markdorf und die Evangelische Akademie Bad Boll 
veröffentlicht.

Wie der Grüne Gockel folgt EMASplus in Aufbau und 
Ablauf den Standards des europäischen Eco Manage-
ment and Audit Scheme (EMAS), erstreckt sich aber 
nicht nur auf die ökologische, sondern auch auf die 
ökonomische und die soziale Handlungsdimension 
einer Organisation. Und wie „Zukunft einkaufen“ 
beinhaltet EMASplus eine Abfolge mehrerer Projekt-
schritte:
•	 Entwicklung eines nachhaltigkeitsorientierten	
	 Leitbildes,
•	 regelmäßige Nachhaltigkeitsprüfung als Bestands-	
	 aufnahme und Bewertung der Wirksamkeit der	

	 ergriffenen Maßnahmen,
•	 Entwicklung und Umsetzung eines Verbesse-	
	 rungsprogramms, das sich aus dem Leitbild und	
	 der Nachhaltigkeitsprüfung ergibt,
•	 Entwicklung und Etablierung eines integrierten	
	 Managementsystems mit Verankerung der Nach-	
	 haltigkeitsaspekte in den Strukturen und Abläu-	
	 fen der Organisation,
•	 Erstellung und Veröffentlichung eines standardi-	
	 sierten und validierten Nachhaltigkeitsberichts,
•	 regelmäßiges Controlling mit internen und exter-	
	 nen Audits.

Schließlich setzt auch EMASplus auf einen kontinu-
ierlichen Verbesserungsprozess und eine möglichst 
intensive Beteiligung der Menschen innerhalb und 
im Umfeld der Organisation. Das Nachhaltigkeitsma-
nagement kann durch einen unabhängigen Gutachter 
validiert werden. Ein Nachhaltigkeitsbericht gewähr-
leistet die transparente Information der Öffentlich-
keit. Die Testierung des Nachhaltigkeitsberichts nach 
den Richtlinien der Global Reporting Initiative ist 
möglich.

EMASplus ist offen für individuelle Schwerpunktset-
zungen und unterschiedliche Anspruchsniveaus: 
Zwar benennt die Richtlinie zu EMASplus in allgemei-

Anregungen für den Einstieg
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ner Form die relevanten Nachhaltigkeitsaspekte, ver-
zichtet aber auf Gewichtungen und die Festlegung 
von Mindeststandards. Vielmehr heißt es dort: „Im 
Rahmen einer neuen Verantwortungskultur befasst 
sich jedes Unternehmen mit seiner spezifischen 
langfristigen Perspektive, bewertet seine Wirkungen 
auf Gesellschaft und Umwelt, definiert das Angebot 
seiner Produkte und Dienstleistungen in der Zukunft 
und findet seinen eigenen Weg von Rentabilität und 
Nachhaltigkeit.“ Die Aussage bezieht sich natürlich 
nicht nur auf Unternehmen, sondern auf jede Art von 
Organisation.

Mit der Nachhaltigkeitsdimension „Arbeitsbedin-
gungen und Umweltschutz bei den Zulieferern“ bietet 
EMASplus  Raum für die Integration von Aspekten der 
sozial (und ökologisch) verantwortlichen Beschaf-
fung.

www.emasplus.org 

Dimensionen der Nachhaltigkeit nach EMASplus

•	 Ökonomischer Erfolg  
	 durch langfristig optimale Ausgestaltung der 
	 Unternehmenstätigkeit und Entwicklung  
	 innovativer Leistungen und Produkte
•	 Betrieblicher Umweltschutz
	 Energie, Wasser, Abfall, Mobilität, Rechts- 
	 sicherheit u.a.
•	 Interessen der Mitarbeitenden 
	 Beschäftigungssicherung, Gesundheitsförderung 
	 und Arbeitssicherheit, Aus- und Weiterbildung, 
	 Innovationsförderung und Vorschlagswesen,  
	 Personalentwicklung mit Vielfalt und Chancen, 
	 Familienförderung, flexible Arbeitszeitmodelle 
	 u.a.
•	 Produktverantwortung und Verbraucherschutz
•	 Arbeitsbedingungen und Umweltschutz bei den 
	 Zulieferern
•	 Wahrnehmung sozialer/ethischer Verantwortung
	 Beiträge zur lokalen Wertschöpfung, Maßnah- 
	 men gegen Korruption, ethische Geldanlagen, 
	 bürgerschaftliches Engagement, Einhaltung von 
	 Menschenrechten u.a.



Global Reporting Initiative:
Leistungsindikatoren für Menschenrechte,  
Arbeitspraktiken und Gesellschaft

Die 1997 gegründete Global Reporting Initiative 
entwickelt in einem kontinuierlichen Multistakehol-
der-Diskurs Kriterien für die Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung von Unternehmen und Organisationen. Der 
aktuelle Standard umfasst in den Bereichen Menschen-
rechte, Arbeitspraktiken und Gesellschaft die folgenden 
Leistungsindikatoren. Nicht aufgelistet sind die Lei-
stungsindikatoren in den Bereichen Ökonomie, Umwelt 
und Produktverantwortung. Die Kernindikatoren sind 
kursiv gesetzt.

Menschenrechte

Investitions- und Beschaffungspraktiken
•	 HR1 Prozentsatz und Gesamtzahl der wesentlichen 
	 Investitionsvereinbarungen, die Menschenrechts- 
	 klauseln enthalten oder die unter Menschen- 
	 rechtsaspekten geprüft wurden.
•	 HR2 Prozentsatz wesentlicher Zulieferer und 
	 Auftragnehmer, die unter Menschenrechtsaspekten 
	 geprüft wurden, und ergriffene Maßnahmen.
•	 HR3 Gesamtzahl der Schulungsstunden von  
	 Mitarbeitern für Richtlinien und Verfahrens- 
	 anweisungen der Organisation, die sich auf  

	 Menschenrechtsaspekte beziehen und für die  
	 Geschäftstätigkeit maßgeblich sind, sowie Prozent- 
	 satz der geschulten Mitarbeiter an der Gesamt- 
	 belegschaft.

Gleichbehandlung
•	 HR4 Gesamtzahl der Vorfälle von Diskriminierung 
	 und ergriffene Maßnahmen. 
Vereinigungsfreiheit und Recht auf Kollektiv- 
verhandlungen
•	 HR5 Ermittelte Geschäftstätigkeiten, bei denen die 
	 Vereinigungsfreiheit oder das Recht zu Kollektiv- 
	 verhandlungen erheblich gefährdet sein könnten, 
	 sowie ergriffene Maßnahmen, um diese Rechte zu 
	 schützen.

Kinderarbeit
•	 HR6 Ermittelte Geschäftstätigkeiten, bei denen ein 
	 erhebliches Risiko auf Kinderarbeit besteht und  
	 ergriffene Maßnahmen, um zur Abschaffung von 
	 Kinderarbeit beizutragen.

Zwangs- und Pflichtarbeit
•	 HR7 Ermittelte Geschäftstätigkeiten, bei denen ein 
	 erhebliches Risiko auf Zwangs- oder Pflichtarbeit 
	 besteht, und ergriffene Maßnahmen, um zur  
	 Abschaffung von Zwangs- oder Pflichtarbeit  
	 beizutragen.

Anregungen für den Einstieg
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Sicherheitspraktiken
•	 HR8 Prozentsatz des Sicherheitspersonals, das im 
	 Hinblick auf die Richtlinien und Verfahrensan- 
	 weisungen in Bezug auf Menschenrechtsaspekte,  
	 die für die Geschäftstätigkeit relevant sind, geschult 
	 wurde.

Rechte der Ur-Einwohner
•	 HR9 Gesamtzahl der Vorfälle, in denen Rechte der  
	 Ur-Einwohner verletzt wurden, und ergriffene  
	 Maßnahmen.

Arbeitspraktiken & menschenwürdige Beschäftigung

Beschäftigung
•	 LA1 Gesamtbelegschaft nach Beschäftigungsart, 
	 Arbeitsvertrag und Region.
•	 LA2 Mitarbeiterfluktuation insgesamt und als  
	 Prozentsatz aufgegliedert nach Altersgruppe,  
	 Geschlecht und Region.
•	 LA3 Betriebliche Leistungen, die nur Vollzeitbe- 
	 schäftigten und nicht Mitarbeitern mit einem  
	 befristeten Arbeitsvertrag oder Teilzeitkräften  
	 gewährt werden, aufgeschlüsselt nach Haupt- 
	 betriebsstätten.

Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Verhältnis
•	 LA4 Prozentsatz der Mitarbeiter, die unter  

	 Kollektivvereinbarungen fallen.
•	 LA5 Mitteilungsfrist(en) in Bezug auf wesentliche  
	 betriebliche Veränderungen einschließlich der  
	 Information, ob diese Frist in Kollektivvereinbarun- 
	 gen festgelegt wurde.

Arbeitsschutz
•	 LA6 Prozentsatz der Gesamtbelegschaft, der in  
	 Arbeitsschutzausschüssen vertreten wird, die die  
	 Arbeitsschutzprogramme überwachen und darüber 
	 beraten.
•	 LA7 Verletzungen, Berufskrankheiten, Ausfalltage 
	 und Abwesenheit sowie Summe der arbeitsbeding- 
	 ten Todesfälle nach Region.
•	 LA8 Unterricht, Schulungen, Beratungsangebote,  
	 Vorsorge- und Risikokontrollprogramme, die Mitar- 
	 beiter, ihre Familien oder Gemeindemitglieder in 
	 Bezug auf ernste Krankheiten unterstützen.
•	 LA9 Arbeitsschutzthemen, die in förmlichen Verein- 
	 barungen mit Gewerkschaften behandelt werden.

Aus- und Weiterbildung
•	 LA10 Durchschnittliche jährliche Stundenzahl pro 
	 Mitarbeiter und Mitarbeiterkategorie, die der Mit- 
	 arbeiter aus- oder weitergebildet wurde.
•	 LA11 Programme für das Wissensmanagement und 
	 für lebenslanges Lernen, die die Beschäftigungs- 
	 fähigkeit der Mitarbeiter fördern und ihnen im  
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	 Umgang mit dem Berufsausstieg helfen.
•	 LA12 Prozentsatz der Mitarbeiter, die eine regel- 
	 mäßige Leistungsbeurteilung und Entwicklungs- 
	 planung erhalten.

Vielfalt und Chancengleichheit
•	 LA13 Zusammensetzung der leitenden Organe und 
	 Aufteilung der Mitarbeiter nach Kategorie hinsicht- 
	 lich Geschlecht, Altersgruppe, Zugehörigkeit zu  
	 einer Minderheit und anderen Indikatoren für  
	 Vielfalt.
•	 LA14 Verhältnis des Grundgehalts für Männer zum 
	 Grundgehalt für Frauen nach Mitarbeiterkategorie.

Gesellschaft

Gemeinwesen
•	 SO1 Art, Umfang und Wirksamkeit jedweder Pro- 
	 gramme und Verfahrensweisen, welche die Aus- 
	 wirkungen von Geschäftstätigkeiten auf das  
	 Gemeinwesen bewerten und regeln, einschließlich 
	 Beginn, Durchführung und Beendigung der  
	 Geschäftstätigkeit in einer Gemeinde oder einer  
	 Region.

Korruption
•	 SO2 Prozentsatz und Anzahl der Geschäftseinheiten, 
	 die auf Korruptionsrisiken hin untersucht wurden.

•	 SO3 Prozentsatz der Angestellten, die in der  
	 Antikorruptionspolitik und den -verfahrensweisen 
	 der Organisation geschult wurden.
•	 SO4 In Reaktion auf Korruptionsvorfälle ergriffene 
	 Maßnahmen.

Politik
•	 SO5 Politische Positionen, Teilnahme an der  
	 politischen Willensbildung und Lobbying.
•	 SO6 Gesamtwert der Zuwendungen (Geldzuwen- 
	 dungen und Zuwendungen von Sachwerten) an  
	 Parteien, Politiker und damit verbundenen Ein- 
	 richtungen, aufgelistet nach Ländern.

Wettbewerbswidriges Verhalten
•	 SO7 Anzahl der Klagen, die aufgrund wettbewerbs- 
	 widrigen Verhaltens, Kartell- oder Monopolbildung 
	 erhoben wurden und deren Ergebnisse.

Einhaltung der Gesetze
•	 SO8 Wesentliche Bußgelder (Geldwert) und An- 
	 zahl nicht monetärer Strafen wegen Verstoßes  
	 gegen Rechtsvorschriften.

www.globalreporting.org 
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Schritt für Schritt zu öko-sozialer Beschaffung

Verantwortliche Beschaffung in der Kirche:
Es ist noch viel zu tun

Nach Schätzungen kaufen die christlichen Kirchen in Deutschland jährlich Produkte 
im Wert von mehr als 60 Milliarden Euro ein, wobei die Palette von Computern, Au-
tos und Büromöbeln über Bürobedarf und Reinigungsmittel bis hin zu Baumaterialien 
reicht. Hinzu kommen Bauaufträge und Dienstleistungen, etwa für Reinigungs- und 
Hausmeisterdienste, Catering, Post- und Telefondienstleistungen. 

Doch weit überwiegend ist auch bei der kirchlichen Beschaffung das zentrale Kri-
terium der Preis. Das jedenfalls ergab die aktuelle Studie „Beschaffungswesen in 
den Landeskirchen und den Diakonischen Werken“ der Forschungsstätte der Evan-
gelischen Studiengemeinschaft. Danach sind ökologische Kriterien zwar bekannt, 
bekannter jedenfalls als soziale, spielen aber in der Alltagsarbeit der Beschaffer kaum 
eine Rolle. Soziale Aspekte sind allenfalls bei Produkten des Fairen Handels im Blick, 
allerdings fast ausschließlich bei Kaffee und Tee. Und sogar für dieses schmale Seg-
ment sozial verantwortlicher Beschaffung gilt: In den Verwaltungen, diakonischen 
Einrichtungen und Krankenhäusern könnte der Einsatz von fairem Kaffee noch deut-
lich ausgeweitet werden. 

Auch der längste Weg beginnt mit dem  
ersten Schritt
Öko-soziale Beschaffung lässt sich nicht aus dem 
Stand in die Tat umsetzen. In mancherlei Hinsicht 
– etwa wenn es um den glaubwürdigen Nachweis 
sozialer Standards geht – gibt es gar keine Alternati-
ve zum schrittweisen Vorgehen. Aber wichtiger noch: 
Die Schritt-für-Schritt-Strategie ist auch das Mittel 
der Wahl, wenn Ihr Projekt nachhaltigen Erfolg haben 
soll.

Deshalb: Übernehmen Sie sich nicht! Manches Projekt 
scheitert, weil die Initiator/inn/en – hoch motiviert 
und von der Wichtigkeit ihres Anliegens überzeugt 
– ihre eigenen Kräfte über- oder mögliche Hemm-
nisse unterschätzen.

Gehen Sie nicht alle Probleme gleichzeitig an! Ver-
ständigen Sie sich darüber, wo der Problemdruck nach 
Ihrer Einschätzung am größten ist und wo Sie beson-
ders wirksam zu einer Lösung beitragen können.

Werben Sie um Unterstützung für Ihr Anliegen! 
Laden Sie engagierte Gemeindeglieder zur Mitarbeit 
ein, sichern Sie sich die sachkundige Unterstützung 
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Fünf Schritte zur ökofairen Beschaffung 

Inhaltsübersicht des Leitfadens für ökofaire  
Beschaffung von „Zukunft einkaufen“

Schritt 1
Die Bestandsaufnahme – 
sich einen Überblick verschaffen

Schritt 2
Die Situation analysieren –
Handlungsbedarf erkennen

Schritt 3
Das Verbesserungsprogramm „ökofaire Beschaffung“– 
neue Standards setzen

Schritt 4
Beschaffung organisieren „mit System“

Schritt 5
„Zukunft einkaufen“: weitersagen! –
die Kommunikationsstrategie

von Menschen mit Kenntnissen und Fähigkeiten, die 
für die öko-soziale Beschaffung von Belang sind, und 
gewinnen Sie Ihren Kirchengemeinderat bzw. die Lei-
tung Ihrer Einrichtung für Ihr Projekt.

Nutzen Sie vorhandene Anknüpfungspunkte! Viel-
leicht gibt es in Ihrer Gemeinde bzw. Einrichtung 
schon eine Initiative, die sich für Fairen Handel oder 
Umweltschutz einsetzt und die auch für die Suche 
nach Wegen zu sozial verantwortlichem Handeln 
offen ist.

Und bedenken Sie: Im Verlauf Ihres Projektes wird es 
notwendig sein, dass der Kirchengemeinderat oder 
die Leitung Ihrer Einrichtung förmlich beschließt, bei 
der Beschaffung und Auftragsvergabe (auch) soziale 
Kriterien zu berücksichtigen. Aber das bedeutet nicht, 
dass Sie Ihr Ziel bereits erreicht hätten: Der schönste 
Beschluss nützt nichts, wenn er nur auf dem Papier 
steht und nicht in die Tat umgesetzt wird.

Orientierungshilfe für den Prozess zu einer verän-
derten Beschaffung – von der Information über die 
Bestandsaufnahme und Zielformulierung weiter zu 
Umsetzung und Erfolgskontrolle bis hin zur Öffent-
lichkeitsarbeit – gibt es in einer Reihe von Leitfäden, 
beispielsweise in dem von „Zukunft einkaufen“.

Anregungen für den Einstieg
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Instrumente sozial verantwortlicher Beschaffung:
Mit dem Machbaren beginnen
Schritt für Schritt werden Sie auch bei den Instru-
menten vorgehen müssen, mit denen der Nachweis 
erbracht werden soll, dass die von Ihnen zu Grun-
de gelegten Kriterien auch tatsächlich eingehalten 
werden. Das gilt zumindest dann, wenn Sie auf die 
Festlegung von Mindeststandards nicht verzichten 
möchten. 

Als Instrumente zum Nachweis sozialer Standards 
kommen glaubwürdige Sozialsiegel und Multistake-
holder-Initiativen in Betracht. Möglicherweise ent-
scheiden Sie sich, vor allem wenn Sie sonst ganz auf 
Anforderungen zu verzichten müssten, auch weniger 
anspruchsvolle Nachweise zu akzeptieren, etwa die 
Beteiligung eines Unternehmens an einer Branchen-
initiative. 

Sozialsiegel, Multistakeholder- und Brancheninitia-
tiven decken nur ein sehr überschaubares Produkt-
spektrum ab und – da sie in der Regel zum Nachweis 
von Mindeststandards in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern gedacht sind – auch nur einen spezi-
fischen Ausschnitt möglicher sozialer Kriterien. Für 
vieles, was Sie in Ihrer Gemeinde oder Einrichtung 
beschaffen, und für eine Reihe sozialer Standards, die 

Sie für wichtig erachten mögen, stehen keine taug-
lichen Nachweise zur Verfügung. Als Alternativen 
kommen Bietererklärungen und die Verpflichtung zu 
zielführenden Maßnahmen in Betracht.

Es gibt also keinen Grund, Produktbereiche aus der 
sozial verantwortlichen Beschaffung auszuklammern 
oder auf soziale Anforderungen an Unternehmen, 
Güter und Dienstleistungen ganz oder teilweise zu 
verzichten! Vielmehr sollten Sie für jedes Produkt und 
für jede Anforderung, die Sie bei Ihrer sozial verant-
wortlichen Beschaffung erfüllt sehen möchten, den 
weitestgehenden Nachweis verlangen, der dafür zur 
Verfügung steht und angemessen erscheint.

Der Einstieg in die sozial verantwortliche  
Beschaffung: Produktspezifische Empfehlungen
Die folgenden Abschnitte geben einen Überblick über 
Produktgruppen und Branchen, für die glaubwürdige 
Siegel oder Multistakeholder-Initiativen zur Verfü-
gung stehen, wenn auch in den meisten Fällen nur 
bezogen auf Mindeststandards in Entwicklungs- und 
Schwellenländern. Auch auf entsprechende Bran-
cheninitiativen wird hingewiesen.



Einzelhandel/Discounter
Viele Einzelhandelsunternehmen, darunter die gro-
ßen Supermarktketten, haben sich der Business 
Social Compliance Initiative (BSCI) angeschlossen, 
die aktuell knapp 600 Mitglieder zählt. Nach Ein-
schätzung von Nichtregierungsorganisationen bietet 
das jedoch keine Gewähr dafür, dass die zentralen 
Mindeststandards in der Lieferkette tatsächlich ein-
gehalten werden.

www.supermarktmacht.de 
www.bsci-eu.org 

Lebensmittel sollten da, wo regionale Alternativen 
nicht zur Verfügung stehen, möglichst aus Fairem 
Handel beschafft werden. Die Produktpalette fair 
gehandelter Lebensmittel umfasst neben Genuss-
mitteln wie Kaffee, Tee, Kakao und Schokolade auch 
Säfte, Nüsse, Reis und vieles mehr. Der Großteil der 
fair gehandelten Lebensmittel trägt auch das Bio-
Siegel.

www.transfair.org
www.weltladen.de
 

Blumen sollten, insbesondere wenn sie nicht aus 
lokalem Anbau stammen, das Siegel des Flower Label 
Program (FLP) tragen. Mit dem FLP-Siegel gibt es in 
über 1 .000 Blumengeschäften sowohl Schnitt- als 
auch Topfblumen, auch solche aus regionalem und/
oder biologischem Anbau. Blumen mit FLP-Siegel 
sind nicht teurer als nicht gesiegelte. Aus Fairem 
Handel gibt es bisher lediglich Rosen. Sie stammen 
aus Ostafrika oder Lateinamerika und kosten wegen 
des Preisaufschlags für soziale Projekte etwas mehr.

www.fairflowers.de 
www.transfair.org 
www.fian.de

Anregungen für den Einstieg
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Textilien & Bekleidung mit einem umfassenden sozi-
alen Siegel gibt es noch nicht. Das Fairtrade-Siegel 
auf Textilien bezieht sich bislang nur auf den Baum-
wollanbau, nicht auf die weiteren Produktionsschritte. 
Die beste Alternative sind von daher Firmen, die Mit-
glied der Fair Wear Foundation sind, oder solche, die 
für ihre Lieferanten ein SA8000-Zertifikat vorlegen 
können. Zahlreiche Unternehmen der Branche sind 
Mitglied bei der Business Social Compliance Initia-
tive (BSCI). Ob Sie das als zielführende Maßnahme 
akzeptieren, müssen Sie in Ihrer Kirchengemeinde 
oder Einrichtung diskutieren. 

www.saubere-kleidung.de 
www.fairwear.org 
www.sa-intl.org 
www.bsci-eu.org

Computer sind zwar etwa mit dem Blauen Engel 
oder anderen Umwelt-Siegeln zu haben, aber bisher 
nicht mit einem Sozial-Siegel. Auch der Gründung 
einer Multistakeholder-Initiative verweigern sich die 
Markenfirmen bisher. Zahlreiche Computerherstel-
ler haben sich der Electronic Industry Citizenship 
Coalition (EICC) angeschlossen; da es sich aber um 
eine reine Unternehmensinitiative handelt, stehen ihr 

Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisationen 
skeptisch gegenüber.

www.pcglobal.org 
www.procureitfair.org 
EICC www.eicc.info

Spielzeug sollte möglichst aus europäischer Produk-
tion stammen. Eine gewisse Auswahl an Spielsachen 
bietet der Faire Handel an, vor allem Bälle. Nach 
SA8000  sind nur einige wenige Spielzeugfabriken 
zertifiziert, und eine andere in der Branche etablierte 
Multistakeholder-Initiative gibt es nicht. Eine Reihe 
von Markenfirmen verlangen von ihren Zulieferbe-
trieben, vor allem in China, eine Zertifizierung nach 
dem Kodex des Weltverbandes der Spielzeugindustrie 
(ICTI); die Aktion fair spielt stellt eine entsprechende 
Firmenübersicht zur Verfügung. Die in der Branche 
ebenfalls verbreitete Beteiligung an BSCI kann nicht 
als gleichwertig betrachtet werden.

www.transfair.org 
www.fairdealtrading.de 
www.fair-spielt.de
www.icti-care.org
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Natursteine sollten aus möglichst nahe gelegenen 
Steinbrüchen stammen. Für Steine aus Entwicklungs- 
und Schwellenländern gibt es den Umwelt- und Sozi-
alstandard Fair Stone, der von der Verbraucher Initi-
ative als empfehlenswert eingestuft wird. Das Xerti-
fix-Siegel bestätigt für Steine aus indischen Quellen, 
dass sie ohne ausbeuterische Kinderarbeit produziert 
werden, die Arbeiter/innen den gesetzlichen Min-
destlohn erhalten und grundlegende Arbeitsschutz-
maßnahmen eingehalten werden.

www.fairstone.win--win.de   
www.xertifix.de 
www.suedwind-institut.de
 

Holz- und Holzprodukte sollten aus nachhaltiger 
Waldbewirtschaftung stammen. Der höchste dafür 
verfügbare Standard ist der des Forest Stewardship 
Council (FSC). Holz und Holzprodukte mit dem FSC-
Siegel sind verbreitet verfügbar; das gilt auch für 
Recycling-Papier.

www.fsc-deutschland.de

Teppiche & Bodenbeläge, die für kirchliche Gebäude 
angeschafft werden, dürfen in der Regel aus maschi-
neller Produktion stammen. Das einzige Sozial-Siegel 
für die Produktgruppe, das Warenzeichen GoodWea-
ve, zeichnet handgeknüpfte Teppiche ohne ausbeute-
rische Kinderarbeit aus. 

www.goodweave.de

Informationen zu weiteren Produktgruppen finden Sie 
zum Beispiel im Nachhaltigen Warenkorb des Rates 
für Nachhaltige Entwicklung. Auch „Zukunft einkau-
fen“ gibt auf seiner Website produktspezifische Tipps 
zum öko-fairen Einkauf. Eine Übersicht über emp-
fehlenswerte Siegel, die auch nach Produktgruppen 
gefiltert werden kann, bietet die Verbraucher Initia-
tive in ihrer Internet-Datenbank Label online.

www.nachhaltigkeitsrat.de 
www.zukunft-einkaufen 
www.label-online.de

Anregungen für den Einstieg



Bietererklärungen, Vertragsklauseln, Beschaf-
fungsordnungen
Für alle Produktbereiche und Branchen, für die glaub-
würdige Siegel und Initiativen nicht zur Verfügung 
stehen, und für alle sozialen Aspekte, die durch diese 
Siegel und Initiativen nicht abgedeckt sind, müssen 
Sie Regelungen mit Ihren Lieferanten und Auftrag-
nehmern vereinbaren oder entsprechende Zusiche-
rungen einholen.

Das betrifft zum Beispiel den gesamten Dienstleis-
tungsbereich, also Bauleistungen, Hausmeister- und 
Reinigungsdienste, Telefon- und Briefdienstleister 
und Pflegedienste, wo zum Teil unter katastropha-
len Arbeits- und Einkommensbedingungen gearbeitet 
wird. Außerdem betrifft das Mindeststandards wie 
Tariftreue, die Zahlung von Mindestlöhnen und den 
Verzicht auf Schwarzarbeit. Und es ist notwendig, 
wenn Sie in Ihrer Beschaffung auch Positivkriterien 
berücksichtigen wollen, beispielsweise eine hohe 
Ausbildungsquote, die Beschäftigung Langzeitar-
beitsloser oder familienfreundliche Arbeitszeiten.

So kann, wo andere Instrumente fehlen, die Beach-
tung der Grundprinzipen und Kernarbeitsnormen der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) bei der 
Herstellung von Produkten über eine Vertragsklausel 

gefordert werden. Diese sollte auch für die Zulieferer 
eines Auftragnehmers gelten. Zur Absicherung der 
Verpflichtung können Vertragsstrafen und Rücktritts- 
oder Schadenersatzrechte vorgesehen werden. 

Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation:
Beispiel für eine Vertragsklausel
 
§ … Beachtung der Grundprinzipien und Kernarbeitsnormen der IAO

(1) Der Auftragnehmer und seine Unterauftragnehmer sind verpflichtet, bei der 
Ausführung des Auftrages die grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit 
gemäß der Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) vom 18.06.19981 
einzuhalten. Es sind dies:
•	 die Vereinigungsfreiheit und das Recht zu Kollektivverhandlungen, 
•	 die Beseitigung der Zwangsarbeit, 
•	 die Abschaffung der Kinderarbeit und
•	 die Beseitigung  der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf.

(2) Auftragnehmer und Unterauftragnehmer sind insbesondere verpflichtet, bei der 
Ausführung des Auftrages die Vorschriften einzuhalten, mit denen die entsprechen-
den Kernarbeitsnormen der IAO in nationales Recht umgesetzt worden sind; bei den 
Kernarbeitsnormen handelt es sich um die Übereinkommen Nr. 29, Nr. 87, Nr. 98, Nr. 
100, Nr. 105, Nr. 111, Nr. 138 und Nr. 1822. Maßgeblich sind dabei die Vorschriften 
des Landes, in dem der Auftragnehmer oder seine Unterauftragnehmer bei der  
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Ausführung des Auftrages jeweils tätig werden. Handelt es sich dabei um ein Land, 
das eine oder mehrere Kernarbeitsnormen nicht ratifiziert oder nicht in nationales 
Recht umgesetzt hat, so sind Auftragnehmer und Unterauftragnehmer verpflichtet, 
die innerstaatlichen Vorschriften mit gleicher Zielsetzung wie die betreffende Ker-
narbeitsnorm einzuhalten.

(3) Bei Sachlieferungen ist der Auftragnehmer verpflichtet, nur solche Waren zu 
liefern, bei deren Herstellung die in Absatz 1 erwähnten Rechte und Prinzipien sowie 
die in Absatz 2 erwähnten Vorschriften eingehalten wurden. Herstellung in diesem 
Sinne umfasst die letzte wesentliche Be- oder Verarbeitung und alle folgenden Be- 
und Verarbeitungen. Wesentlich ist eine Be- oder Verarbeitung dann, wenn sie nach 
dem Zollrecht der EU den Ursprung der Ware in dem betreffenden Land begründet.

(4) Verstößt der Auftragnehmer oder einer seiner Unterauftragnehmer gegen eine 
Regelung der Absatz 1 bis 3, so kann der Auftraggeber eine Vertragsstrafe in Höhe 
von 10 % des vertraglich vorgesehenen Entgelts (ohne Umsatzsteuer) verlangen. Be-
trifft der Verstoß nur einen Teil der Leistung, so fällt die Vertragsstrafe anteilig an. 

(5) Bei einem Verstoß gegen eine Regelung der Absatz 1 bis 3 handelt es sich um 
eine erhebliche Pflichtverletzung des Auftragnehmers, so dass der Auftraggeber vom 
Vertrag zurücktreten und Schadensersatz verlangen kann. Weitere gesetzliche An-
sprüche bleiben unberührt.

1  www.ilo.org/public/german/region/eurpro/bonn/download/ilo-erklaerung.pdf
2  www.ilo.org/public/german/region/eurpro/bonn/kernarbeitsnormen/index.htm

(Quelle: GTZ nach Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Öffentliche Aufträge 
sozial verantwortlich vergeben, 2009, S. 11)
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Sozialethische Standards lassen sich ohne weiteres 
in besonderen Vertragsbedingungen für die Beschaf-
fung verankern. So kann z. B. eine Bietererklärung zur 
Tariftreue und zu den ILO-Kernarbeitsnormen erstellt 
werden.



45

Ergänzung der besonderen Vertragsbedingungen  
(Entwurf) 

Die [Landeskirche] legt Wert darauf, dass bei der Auf-
tragsvergabe sozialethische Standards zur Anwendung 
kommen. Auftragnehmer werden daher verpflichtet, im 
Rahmen der Beteiligung an Ausschreibungsverfahren 
folgende Erklärung abzugeben 

1.	 Der Auftragnehmer erklärt, dass die Entlohnung 
	 seiner Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  
	 mindestens dem in seiner Branche durch den jeweils 
	 aktuell geltenden Flächentarif (Haustarif) gesetzten 
	 Lohn entspricht.
2.	 Der Auftragnehmer erklärt, dass er nicht gegen 
	 bestehende das Recht auf Vereinigungsfreiheit und 
	 Tarifverhandlungen verstößt.
3.	 Der Auftragnehmer erklärt, dass er nicht gegen 
	 Mitarbeiterbeteiligungs- und Mitbestimmungsrechte 
	 verstößt.
4.	 Der Auftragnehmer erklärt, dass er nicht gegen das 
	 Recht auf Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz 
	 verstößt.
5.	 Der Auftragnehmer erklärt, dass er keine Form von 
	 Pflicht- und Zwangsarbeit sowie von Kinderarbeit 
	 anwendet.

Der Auftragnehmer erklärt, dass etwaig von ihm be-
auftragte Subunternehmen ebenso die zuvor genann-
ten sozialethischen Standards einhalten.

Wo eine solche Erklärung über die Einhaltung von 
Standards bei Zulieferern nicht gegeben werden kann, 
sollte die Bieterklärung alternativ die Zusicherung so 
genannter zielführender Maßnahmen enthalten. Ein 
Beispiel dafür ist das von „PC global“ bereitgestellte 
Muster für eine Bietererklärung bei der Beschaffung 
von Computern.
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Muster für eine Bietererklärung mit Vereinbarung 
zielführender Maßnahmen (Computer)

Eigenerklärung zur Einhaltung grundlegender  
Arbeitsrechte für die Lieferung der Waren laut  
Ausschreibung:

Nachweis:
Ein unabhängiges Zertifikat über die Garantie men-
schenwürdiger Arbeitsbedingungen in der gesamten 
Lieferkette1 liegt bei.

     Ja             Nein

Kann ein solcher Nachweis nicht vorgelegt werden, ist 
folgende Erklärung abzugeben:
Ich/Wir versichern, dass die Produkte in der gesamten 
Lieferkette unter menschenwürdigen Arbeitsbedin-
gungen hergestellt und/oder verarbeitet werden. 
Dieser Zusicherung liegen Informationen über die 
Verfahren zur Durchsetzung menschenwürdiger Ar-
beitsbedingungen und deren Überwachung bei.

     Ja             Nein

Kann auch diese Erklärung nicht abgegeben werden, 
ist folgende Zusicherung notwendig:
Ich/Wir erklären verbindlich, dass mein/unser Un-

ternehmen, meine/unsere Lieferanten und deren Sub-
unternehmer aktive und zielführende Maßnahmen zur 
Verwirklichung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen 
im Unternehmen und bei Zulieferunternehmen einge-
leitet haben.
Dies umfasst die Erfüllung aller nachfolgenden  
Anforderungen:
1. Die Offenlegung einer aktuellen2 Aufstellung der 
Lieferkette.

      Ja            Nein

2. Ein unilateraler Verhaltenskodex, ein Internationales 
Rahmenabkommen oder ein Multistakerholder-Kodex, 
welche die Zulieferunternehmen zur Beachtung grund-
legender Arbeitsrechte verpflichten und inhaltlich min-
destens die Kernarbeitsnormen der ILO enthalten.

      Ja	         Nein

3. Überpüfung der Einhaltung gesetzlicher Regelungen 
und ggf. des Internationalen Rahmenabkommens sowie 
des Verhaltenskodizes im Unternehmen und bei Zulie-
ferunternehmen.

      Ja            Nein

4. Fest definierte und transparente Verfahrensweisen 

Anregungen für den Einstieg
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zur Korrektur festgestellter Arbeitsrechtsverletzungen.

      Ja             Nein

5. Aufklärung von Beschäftigten im Unternehmen und 
bei dessen Zulieferern über das jeweilige nationale Ar-
beitsrecht, internationale Arbeitsrechte, ggf. des Inter-
nationalen Rahmenabkommens und Verhaltenskodizes.

      Ja             Nein

Der Auftraggeber behält sich vor, die hier getätigten 
Aussagen unter Einbeziehung unabhängiger Sachver-
ständiger zu prüfen. Bei wissentlichen Falschangaben 
seitens des Bieters, behält sich der Auftraggeber das 
Recht vor, eine Vertragsstrafe in Höhe von 5 Prozent 
des Auftragswertes geltend zu machen und den Vertrag 
fristlos zu kündigen.

Ort/Datum 	        Firmenstempel/Unterschrift

1 Unter »gesamter Lieferkette« wird verstanden: alle direkten Zu-
lieferunternehmen, alle Sublieferanten sowie die Lieferanten der 
Rohstoffe Kupfer, Zinn, Silizium, Kobalt, Platin und Gold.
2 Als aktuell gelten Informationen, die nicht älter als zwölf Mo-
nate sind. Aufgrund der schnell wechselnden Zulieferbeziehungen 
in der Branche haben ältere Informationen wenig Wert für aktu-

elle Lieferverträge.

Quelle: www.pcglobal.de

Vergabeordnungen und/oder Ausschreibungsunterla-
gen können auch Regelungen enthalten, welche die 
bevorzugte Beauftragung solcher Unternehmen vor-
sehen, die bestimmte Positivkriterien erfüllen.  Eine 
solche Regelung enthält das Bremische Tariftreuege-
setz, das in § 1 8 Absatz 3  vorsieht, dass bei wirt-
schaftlich gleichwertigen Angeboten derjenige Bieter 
den Zuschlag erhält, der die Pflicht zur Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen erfüllt, Ausbildungs-
plätze bereitstellt und die Chancengleichheit von 
Frauen und Männern fördert.

Desweiteren kann vor allem bei Dienstleistungsaufträ-
gen zum Beispiel die Beschäftigung älterer Arbeitssu-
chender oder Langzeitarbeitsloser zur Bedingung für 
die Auftragsausführung gemacht werden. Dasselbe 
gilt für die Beschäftigung (schwer)behinderter Men-
schen oder Auszubildender. Es kann auch gefordert 
werden, dass mit der Auftragsausführung Ausbil-
dungs- und Umschulungsmaßnahmen zugunsten von 
arbeitslosen Jugendlichen oder Langzeitarbeitslosen 
verbunden werden oder dass bei der Auftragsausfüh-
rung Frauen und Männer zu gleichen Teilen beschäf-
tigt werden. Es gibt also durchaus nennenswerte 
Spielräume dafür, gerade an Dienstleistungsaufträge 
soziale Bedingungen zu knüpfen.
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